
Die  Jugend  nicht  den  Rechten
überlassen!
von Jona Everdeen, September 2024

Innerhalb diesen Jahres kam es zu einer massiven Zunahme rechter Gewalt.
Die  Anreise  zu  einer  Antifademo wurde  am Ostkreuz,  mitten  im hippen
Berlin-Friedrichshain, von Faschisten angegriffen, mehrere Antifas verletzt.
Gegen die CSDs in Bautzen und Leipzig kam es zu Gegenprotesten durch
Rechtsradikale, wobei diese in Bautzen in einem großen Mob durch die Stadt
zogen. Auffällig bei den rechten Banden: Sehr viele der Angreifer:innen sind
keine alten Nazikader, sondern Jugendliche. Doch warum folgen immer mehr
Jugendliche rechter Agitation? Und was können wir gegen den Rechtsruck in
der Jugend tun?

Die Rechte Szene formiert sich neu
Das  traditionelle  Bild  des  Neonazis  mit  der  Bomberjacke  und  den
Springerstiefeln gehört nun bereits seit längerer Zeit der Vergangenheit an.
Teilweise  durch  linke  Gegenprotesten,  aber  auch  aufgrund  innerer
Zersplitterung und Perspektivlosigkeit, brach in den späten 00er und frühen
90er  Jahren  der  Großteil  der  alten  Rechten  Szene  und  ihrer  Subkultur
zusammen, blieben lediglich einzelne Splitter davon sowie eine große Menge
an alternden politisch inaktiven Faschos zurück. Die NPD erfuhr dann mit
dem  Aufstieg  der  AfD,  die  den  Großteil  ihres  Wähler:innenpotentials
verschlang,  ihren  (vermeintlichen?)  Todesstoß.

Doch die darauffolgende relative Ruhe sollte nicht lange wehren. Mit dem
3.Weg wurde bereits 2014 eine neue Organisation gegründet, der es gelang,
aus Teilen der NPD und der alten Kameradschaftsszene eine schlagkräftige
faschistische Kraft  auf  die  Beine zu stellen,  die  sich ideologisch auf  ein
strasseristisches Programm stützt. Mehr dazu in unserem Artikel „Der 3.Weg
–  Faschos  und  wie  man  sie  bekämpfen  muss“.  Deutlich  jünger  als  die
faschistische  Kleinstpartei  selber  ist  jedoch  ihre  Jugendorganisation,  die

https://onesolutionrevolution.de/die-jugend-nicht-den-rechten-ueberlassen/
https://onesolutionrevolution.de/die-jugend-nicht-den-rechten-ueberlassen/


Nationalrevolutionäre  Jugend  (NRJ).  Diese  bildet  inzwischen  den
dynamischsten Teil der Organisation und vor allem ihren militanten Kern. Die
NRJ ist in Berlin für mehrere Angriffe und Einschüchterungen gegen Linke
Aktivist:innen  und  Projekte  verantwortlich,  unter  anderem  wohl  auch
hauptsächlich  für  den  Angriff  auf  die  Antifas  am Ostkreuz.  Während  es
jedoch um die NRJ, zumindest in Berlin, nach einer staatlichen Razzia bei
ihren Kadern etwas ruhiger geworden zu sein scheint, blieb die Ruhepause
für Antifaschist:innen aus. Bereits kurz danach, beim Berliner CSD, trat eine
andere Rechte Jugendorganisation auf den Plan: „Deutsche Jugend Voran“
(DJV).

Zusammen mit „Jung und Stark“ (JS) ist die DJV eine Art Vorfeldorganisation
der  Jungen  Nationalisten  (JN),  der  Jugendorganisation  der  eigentlich
totgeglaubten NPD/Die Heimat. Vor allem auf sozialen Medien wie Instagram
versuchen diese  beiden  (pseudo-)Strukturen  zum Sammelbecken für  sich
nach rechts  orientierende Jugendliche  zu  werden.  Und zwar  bislang mit
Erfolg. Während die Mobilisierung gegen den Berliner CSD eher lächerlich
wirkte und die 25 Jungfaschos außer einer Polizeikontrolle nicht viel zu sehen
bekamen, sah es in Bautzen ganz anders aus: Dort gelang es einer von DJV
und  JS  angeführten  Nazimeute  den  CSD  erheblich  zu  stören  und  zu
bedrohen, auch weil die Sächsische Polizei damit kein Problem zu haben
schien. Wie groß das Personenpotential von DJV und JS Stand jetzt ist, ist
schwer  zu  sagen.  Allerdings  gibt  es  inzwischen  in  mehreren,  vor  allem
ostdeutschen Städten Ortsgruppen und es ist davon auszugehen, dass dieses
Phänomen nicht einfach wieder verschwinden wird. Auch muss beobachtet
werden,  inwiefern  diese  neuen  rechten  Jugendkräfte  mit  der  NRJ
zusammenarbeiten  werden.  Zumindest  in  Berlin  haben  sie  wohl  bereits
gemeinsame  Aktionen  durchgeführt  wie  eben  den  Angriff  am  Ostkreuz.
Allerdings ist das Verhältnis zwischen JN und NRJ wohl auch, zumindest
wenn man den sozialen Medien von Mitgliedern dieser Organisation glauben
schenkt, stark von Konkurrenz geprägt. Erwähnung finden muss außerdem
noch die  Anfang des  Jahres  gegründete  „Elblandrevolte“  aus  dem Raum
Dresden. Diese kann de facto als Dresdener Ortsgruppe der JN betrachtet
werden, vefügt aber, wohl auch aufgrund der scheinbaren organisatorischen
Unabhängigkeit, über ein sehr großes Kontaktumfeld über die Strukturen der



NPD/Heimat Jugendorganisation hinaus, und tritt sehr militant auf.

Hinzu  kommt  auch  noch  die  JA,  die  Jugendorganisation  der  AfD,  deren
Mitglieder ebenfalls bei der Anti-CSD Mobilisierung in Bautzen anwesend
waren,  die  allerdings  nicht  im selben Maße wie  die  offen faschistischen
Organisationen in Erscheinung tritt sondern eher im rechten Wahlkampf und
in sozialen Medien agiert. Doch die wichtigste Frage für uns: Wie gelingt es
diesen Kräften überhaupt Jugendliche für faschistische Ideologie und Praxis
zu mobilisieren?

Was zieht Jugendliche so an?
Die  verstärkte  Mobilisierung  Jugendlicher  durch  rechte  bis  faschistische
Kräfte, reiht sich ein in den gesellschaftlichen Rechtsruck, der im Zuge der
schwelenden Krise massiv an Fahrt aufgenommen hat. Da das kapitalistische
System nicht mehr in der Lage ist, seine Widersprüche selber zu lösen, und
durch  die  Führungskrise  der  Arbeiter:innenbewegung  und  Linken  eine
schlagkräftige  Bewegung  fehlt,  die  eine  reale  Alternative  zum  System
aufzeigen und erkämpfen könnte, gelingt es zunehmend rechtspopulistischen
und  teils  faschistischen  Kräften  ihre  nationalistischen,  rassistischen  und
sexistischen  Ideologien  als  „Lösung“  zu  präsentieren.  Die  reale
Unzufriedenheit über die heuchlerische und in erster Linie neoliberale Politik
von Kräften wie den Grünen oder den Demokraten in den USA versuchen sie
zu einem Kampf gegen „die Woken“ zu formen, die sie jedoch nicht deswegen
angreifen, weil sie letztendlich den Interessen des Kapitals dienen, sondern
wegen ihrer queerfreundlichen, antirassistischen und ökologischen Fassade.

Diese  Ideologie  wirkt  zunehmend  auch  anziehend  auf  Jugendliche,
insbesondere in ökonomisch abgehängten, eher ländlich geprägten Regionen.
Diese Jugendlichen leiden besonders stark unter der Krise, haben entweder
gar keine Perspektive oder nur die, ihr ganzes Leben für einen miesen Lohn
harte  Knochenarbeit  verrichten  zu  müssen.  Kein  Wunder,  dass  das
unzufrieden macht. Anders als in größeren Städten gibt es jedoch in Cottbus,
Stralsund  oder  Bautzen  kaum  bis  keine  linken  Strukturen,  die  eine
Perspektive  für  diese  Jugendlichen  bieten  könnten.  Die  vorhandenen
reformistischen  Strukturen  wie  SPD oder  Linkspartei  haben  sich  bereits



durch ihre reformistische und fadenscheinige Politik  bereits  diskreditiert.
Dadurch werden diese Jugendlichen häufig empfänglich für die Ideologie die
Rechten. Diese verweist auf Rückbesinnung zu den traditionellen Werten wie
Heimat und Familie, welche Stabilität geboten hätten, die durch die moderne
„woke“  Ideologie  zerstört  worden  sei.  Damit  wird  die  Unzufriedenheit
umgelenkt,  indem man ein  rosiges  „Früher“  zeichnet  und die  Sehnsucht
danach dann in Traditionalismus und Nationalismus münzt.

Und auch das Auftreten der Rechten bis Faschisten wirkt ansprechend auf
viele, vor allem männliche, abgehängte Jugendliche. So wird mit sportlicher
Aktivität, vor allem Kampfsport oder Wandern, eine Möglichkeit geboten, in
Kontakt mit anderen zu treten und der Anonymität und Vereinsamung zu
entkommen. Durch das Suggerieren, man sei etwas Besonderes, weil man
Deutsche:r  sei  und für  „sein Vaterland einsteht“,  wird Jugendlichen eine
Identität gegeben, an der sie sich in der Krise festhalten können. Und durch
die Ideologie des Kampfes gegen „die Woken“ und „die Ausländer“ wird ein
Feindbild geschaffen, auf das die Enttäuschung und Wut über die eigene
Perspektivlosigkeit gelenkt werden kann.

Rechte und Soziale Medien
Ein  weiterer  Faktor,  der  beim  Rechtsruck  unter  Jugendlichen  nicht
vernachlässigt werden darf, ist die Rolle von Social Media. Insbesondere auf
TikTok sind rechte Kräfte die politisch dominantesten. So hat die AfD eine
höhere Präsenz auf TikTok als alle anderen Parteien zusammen. Eine gute
Möglichkeit, sehr junge Menschen dort abzuholen, wo sie sind. Gerade auch
in  ländlichen  Regionen,  wo  Social  Media  häufig  die  einzige  Quelle  für
Politisierung darstellt.

Auch  noch  rechtere  Kräfte,  wie  eben  DJV  und  JS,  mobilisieren  ihre
Unterstützer:innen zu großen Teilen über soziale Medien und verbreiten dort
ihre rechte Hetze.

Um dagegen anzukämpfen ist es nötig, dass auch wir die Medien, auf denen
wir selber uns privat sowieso viel herumtreiben, für politische Propaganda
nutzen!  Dass  wir  unsere  Inhalte  und  unsere  Mobilisierungen  auf  Insta,



TikTok und Co.  verbreiten,  um Jugendlichen eine  reale  und solidarische
Perspektive aus der Misere aufzuzeigen!

Es brauchte eine Perspektive von Links!
Die  Unzufriedenheit  vieler  Jugendlicher,  die  sich  die  Rechten  zu  Nutze
machen,  ist,  anders  als  das  „Bündnis  der  Demokrat:innen“  es  gerne
verkündet,  absolut  berechtigt!  Insbesondere  in  ökonomisch  abgehängten
Regionen vor allem Ostdeutschlands, wo es für uns kaum Möglichkeiten gibt,
weder beruflich noch freizeittechnisch. Und darum reicht es eben nicht aus,
bloß  auf  „Moral“  zu  verweisen,  welcher  von  vielen  Jugendlichen  völlig
zurecht als Teil des Problems wahrgenommen wird. Stattdessen müssen wir
Jugendlichen aufzeigen, dass das System selber das Problem ist und nicht
ihre  migrant i schen  oder  queeren  Mi tschü ler : innen  oder
Ausbildungskolleg:innen! Und dass die Rechten mit ihrer Hetze in Wahrheit
im Interesse des Systems handeln, das sie verbal angreifen und beschimpfen.
Nämlich  indem  sie  die  Unterdrückten  auf  Basis  rassistischer  oder
sexistischer  Kategorien  spalten  und  durch  Nationalismus  gegeneinander
aufhetzen.

Wir müssen stattdessen eine Perspektive aufzeigen, wie wir das Problem an
der Wurzel packen. Wie wir auf den Rechtsruck mit einer Gegenoffensive von
links antworten.  Nämlich in dem wir uns an den Orten organisieren,  an
denen  wir  uns  sowieso,  gezwungen  vom  System,  tagtäglich  aufhalten
müssen:  In  der  Schule,  an  der  Uni  und  im  (Ausbildungs-)Betrieb!  Dort
müssen wir Strukturen schaffen, die unsere Wut in Widerstand umwandeln
und dem System den Kampf ansagen! Dabei die Faschos aus der Schule
werfen  und  antifaschistischen  Widerstand  leisten  gegen  den  Rechtsruck
unter  Schüler:innen  und  Lehrer:innen!  Wir  müssen  aufzeigen,  dass  eine
bessere Zukunft für uns alle möglich ist und wir dafür kämpfen müssen! Mit
Streiks an Schule, Uni und Betrieb – Gegen das kapitalistische System und
seine Verwalter:innen, ganz gleich ob grün, schwarz, blau oder braun!



Alle  meine  Nachbarskinder
wählen AfD?
September 2024

Ich  komme  in  die  Schule  und  sehe  meine  Mitschüler:innen  mit  einem
größeren Lächeln in der Fresse,  als  sie es nach jedem Deutschland-Sieg
hatten.  Gleich  fragt  mich  einer  ein  bisschen  angreifend,  aber  auch
schadenfroh: „Na, was hältst du davon, dass Höcke alle weggehauen hat?“
Und in meiner anschließenden Mathestunde geht mir eine Frage nicht aus
dem Kopf: Was ist los mit meinen Mitschüler:innen, Freund:innen, Leuten
aus’m  Sportverein  oder  anderen  in  meinem  Alter?  Wählt  hier  jeder
irgendwelche  Nazis?  Und  wenn  ja,  warum?

Wahl-Zahlen
Bei  der  U18-Wahl  in  Sachsen,  wo  über  9.000  Jugendliche  ihre  Stimme
abgaben, wurde die AfD stärkste Kraft mit 34,5 %. Dahinter ging es weiter
mit der CDU (16,2 %), der Linken (11,8 %), der SPD (8,5 %) und der BSW
(4,8 %).
In  Thüringen  sieht  es  noch  schlimmer  aus,  auch  wenn  hier  nur  2.000
Jugendliche abgestimmt haben. Die AfD wurde stärkste Kraft mit 37,36 %.
Dahinter folgen die CDU (17,79 %), die SPD (10,6 %), die Linke (8,82 %) und
die BSW (6,98 %).
Bei den 18- bis 24-Jährigen in Thüringen ein ähnliches Bild: 37 % AfD und
dann, mit 20 % weniger, die Linke.
Aber auch unabhängig von Wahlen merkt man die Stärke der Rechten im
jungen Osten. So nehmen rechte Verbrechen vor allem im Osten zu. Es sind
die CSDs im Osten, die junge Neonazis angreifen wollen. So spüren wir jeden
Tag selbst, was ein starkes, junges, rechtes Ostdeutschland ist. Doch schaut
man in die Presse, um eine Erklärung dafür zu finden, wird es verrückt. Es
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wird  erzählt,  dass  man  hier  durch  die  DDR  ja  gar  nicht  wüsste,  was
Demokratie sei, und sie deshalb nicht schätze. Doch solch eine Erklärung ist
sehr widersprüchlich, wenn wir uns angucken, wie die wählen, die nie die
DDR kannten. Doch eine Erklärung, was die Jugend in die Fänge der AfD
treibt, ist notwendig, um sie diesen wieder zu entreißen.

Was  auffällt  bei  Unterschieden  zwischen  Ost  und  West,  ist  der  massive
Wohlstandsunterschied.  Im  Osten  wird  mehr  gearbeitet,  aber  schlechter
verdient. Im Osten ist die Arbeitslosigkeit höher. In den Osten trauen sich
nicht mal die Kapitalist:innen. Das sind aber keine Risse, die sich einfach so
entwickelt  haben,  sondern  bewusst  in  Kauf  genommene  Folgen  aus  der
Politik der BRD nach der Annexion der DDR. Nun könnte man vermuten, dass
es vor allem diese ärmeren Leute sind, die die AfD wählen, weil die AfD
behauptet, man selber habe nix, weil so viel für Migrant:innen ausgegeben
wird. Und das ist auch einer der Wege, wie die Rechten Leute gewinnen
wollen. Doch auf der Suche nach der sozialen Basis der AfD fällt auf, dass
diejenigen,  die  durch  die  Wende  alles  verloren  haben,  danach  meist
Nichtwähler:innen sind. Die AfD wird eher von Leuten gewählt, die selbst das
Elend jeden Tag nur sehen und Angst davor haben, ihre soziale Stellung zu
verlieren. Zum Beispiel Lehrer:innen, Richter:innen, Ärzt:innen oder (Klein-
)Bürger:innen.

Doch warum nun ausgerechnet die Jugend?
Die Angst in der Jugend vor sozialem Abstieg ist riesig, und zusätzlich sind
Jugendliche auch besonders von staatlichen Investitionen abhängig.
Wenn also die AfD behauptet, es würde zu viel für Migration ausgegeben und
und wir könnten deshalb nichts mehr für unsere Schulen ausgeben, ist das
für Jugendliche ein noch größeres Problem als für Erwachsene, unabhängig
davon, ob das Argument kompletter Quark ist.

Doch wie ist die soziale Situation von Jugendlichen im Osten überhaupt?
Kinder, deren Eltern Bürgergeld beziehen müssen, kommen zu 17 % aus dem
Osten – das sind 3 Prozent mehr als im Westen.
Hier fällt auf, dass in Thüringen, Sachsen und Brandenburg der Anteil an
Kindern, die in Familien mit Bürgergeld aufwachsen, eher gering im Osten



ist. Dies unterstreicht, dass es viel mehr die Angst vor dem sozialen Abstieg
ist als der soziale Abstieg selbst.
Bei Jugendlichen spielt die direktere Abhängigkeit von der vom Staat zur
Verfügung gestellten Infrastruktur eine Rolle. Da Jugendliche eben in die
Schule müssen und dadurch von den Investitionen in die Schulen abhängig
sind. Auch hier wird die Angst des sozialen Abstiegs weiter bedient, weil
schlechte  Bildung  auch  eher  schlechte  Zukunftschancen  bedeutet.
Jugendliche sind empfänglicher für die Angst vor dem sozialen Abstieg. Dazu
kommt, dass sie noch ein längeres Leben vor sich haben, in dem sie nicht
sozial schlecht gestellt sein möchten.

Menschen mit Migrationshintergrund verantwortlich zu machen für Sozial-
und Bildungsabbau ist natürlich nicht mehr als eine der Geschichten, die die
rechten  Rattenfänger  erzählen,  um  uns  in  ihre  Klauen  zu  bekommen.
Tatsache ist, dass erstens die Ausgaben in der Migrationspolitik seit 2022
stetig  abnehmen.  Dass  zweitens  diese  Ausgaben zum größten Teil  darin
fließen, die Migration zu bekämpfen und den Geflüchteten das Leben zur
Hölle  zu machen,  z.  B.  indem der  Grenzschutz  innerhalb und außerhalb
E u r o p a s  a u s g e b a u t  w i r d ,  w a s  u n s  d a n n  a u c h  n o c h  a l s
„Fluchtursachenbekämpfung“ verkauft werden soll. Und drittens wird ja bei
der  Bildung  auch  nicht  erst  gespart,  seitdem  mehr  Menschen  flüchten
müssen. Bei Bildung wird schon immer gespart, wenn es zu Krisen kommt,
weil es dem Staat eben nicht wert ist, Geld für Bildung auszugeben. Dieser
Staat hatte nie das Interesse, uns wirklich etwas beizubringen. Wir sollen
gerade so viel lernen, dass wir den nächsten Job ausführen können, und der
Staat wird auch nur maximal so viel für unsere Bildung zahlen. Egal, wie
viele Migrant:innen im Land sind. Die Angst der Leute vor sozialem Abstieg
ist  berechtigt.  Wir  müssen  aber  glaubhafte  Vorschläge  für  eine  richtige
Sozialpolitik machen und nicht so tun, als würden Migrant:innen jemandem
etwas  wegnehmen.  Dazu  kommt  ja  auch:  Wenn  uns  jemand  in  dieser
Gesellschaft  etwas  wegnimmt,  dann ist  das  kein  Migrant,  der  nicht  mal
genug Geld zum Überleben bekommt, sondern dann sind es die Reichen, also
die Teile der Gesellschaft,  die durch die Arbeit anderer Geld bekommen,
ohne jemals auch nur in der Lage gewesen zu sein, arbeiten zu müssen.
Wenn uns jemand etwas wegnimmt, dann sind es die Teile der Gesellschaft,



die durch das alleinige Besitzen von Raum von uns 600 Euro im Monat
bekommen. Es ist doch unser Vermieter und unser Chef, der uns das Geld
aus der Tasche zieht, und kein:e Migrant:in.

Lasst uns die jugendlichen Rechten stoppen!
Lasst  sie  uns  bekämpfen,  indem  wir  ihre  Aufmärsche  blockieren  und
Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen  aufbauen.  Lasst  uns  ihnen  den
Nährboden entziehen, indem wir an Schulen selbstverwaltete Küchen und
soziale Angebote aufbauen, damit sie auch sehen, dass das Geld da ist, wenn
man  es  sich  nimmt.  Wir  müssen  aber  auch  endlich  für  bessere  Löhne
kämpfen. Denn wenn unsere Eltern weniger verdienen, bekommen auch wir
weniger Taschengeld. Beim Taschengeld fällt dann schon auf, dass wir uns
das Leben nicht mehr leisten können, und diese Angst treibt uns in rechte
Arme. Sorgen wir also dafür, dass diese Angst nicht mehr entsteht. Gegen
rassistische Hetze und für ein Leben, das sich lohnt und in dem wir nicht
über Sneaker oder Mittagessen nachdenken müssen.

Nach  Solingen:  Rassismus
entgegentreten!
Von Yorick F., September 2024

Am Freitag, den 23. August wurde um 21:37 das „Volksfest der Vielfalt“ in
Solingen  angegriffen.  Drei  Personen  starben  bei  dem Angriff  mit  einem
Messer und acht weitere wurden verletzt, vier davon schwer. Alle Verletzten
sind jetzt glücklicherweise außer Lebensgefahr. Am Tag darauf stellte sich
ein Tatverdächtiger der Polizei selbst.

Wir verurteilen das tragische Attentat zutiefst und unser Mitgefühl gilt den
Opfern  und  deren  Angehörigen.  Doch  müssen  wir  vor  allem  über  das
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Nachspiel  der  Tat  sprechen.  Namentlich  die  bereits  weitestgehend
angetretene  Kampagne  zur  innenpolitischen  Verschärfung,  weiteren
Aufrüstung  und  die  rassistische  mediale  sowie  politische  Reaktion.

Reaktion der Herrschenden
Das Ganze wird vor allem damit begründet, dass der aktuelle Tatverdächtige
nach  dem  „Dubliner  Übereinkommen“  eigentlich  bereits  nach  Bulgarien
abgeschoben hätte werden sollen, da er dort das erste Mal EU-Boden betrat.
Damit soll suggeriert werden, dass Straßengewalt ein „importiertes“ Problem
sei, welches durch Abschiebungen und die Streichung aller Sozialleistungen
irgendwie überwunden werden würde. Doch das ist empirisch schlicht falsch,
drohende  Abschiebungen  und  gestrichene  Sozialleistungen  sind  beides
Maßnahmen  welche  sogar  einen  gegenteiligen  Effekt  haben,  da  sie
Menschen in psychische Ausnahmesituationen bringen. Gleichzeitig gab es in
den  Tagen  nach  dem  Attentat  mehrere  Messerangriffe  von  deutschen
Täter:Innen, die jedoch zu keinem medialen Aufschrei geführt haben. Doch
das wissen die, die entscheiden ganz genau, denn ihnen geht es nicht drum
irgendwen  vor  Gewalt  zu  schützen.  Es  geht  ihnen  darum,  ihr
imperialistisches Projekt nach außen und nach innen abzusichern. Dazu dient
diese Spaltung der Arbeiter:Innenklasse, wonach der Verlust des Jobs oder
die scheiß Arbeitsbedingungen eben nicht die Schuld von dem Boss, sondern
von  den  Geflüchteten  sein  sollen.  Das  führt  dazu,  dass  man  sich  nicht
zusammentut um sich gegen Politiker:innen und Bosse zu vereinigen. Auf der
anderen  Seite  dient  es  auch  dazu,  außenpolitische  Gräueltaten  wie  die
Unterstützung  des  Genozids  in  Gaza  zu  rechtfertigen.  Antimuslimischer
Rassismus  stellt  sicher,  dass  durch  Waffenproduktionen  die  Profite  der
deutschen Kapitalist:Innen gesichert sind.

Das Ausmaß der Reaktion auf Solingen zeigt sich auch nochmal wenn die
Grünen von einer „Zeitenwende im Inneren“ sprechen. Ein klarer Bezug zu
Olaf Scholz ausgerufener „Zeitenwende“ der Außenpolitik nach dem Angriff
Russlands auf die Ukraine. Die Konsequenz war 2022 das Sondervermögen
von 100 Milliarden für die Bundeswehr. Die kommenden innenpolitischen
Maßnahmen  sind  dementsprechend  als  eine  Aufrüstung  des  Inneren  zu



verstehen.

Die Radikale Rechte
Hier wird deutlich, dass der Rechtsruck eben nicht seinen Ursprung in der
AfD und ihrem Erstarken hat. Vielmehr ist er unter anderem ein Resultat der
Interessen des deutschen Imperialismus, welcher sich beim Kampf um die
Neuaufteilung der Welt behaupten will und somit selbst nach Rechts rückt,
was die AfD natürlich dankend als Wasser auf ihren Mühlen annimmt. Diese
greift  nämlich,  wie  eigentlich  die  gesamte  Extreme  Rechte,  die
imperialistische  Ideologie,  insbesondere  den  vorherrschenden
antimuslimischen Rassismus  und die  Militarisierung auf  und radikalisiert
diese. Dass sie dabei auch Teile der Arbeiter:Innen mitreißt, liegt an der
frappierenden  Schwäche  der  Linken,  eine  praktische  Antwort  auf  die
vielfältige Krise des Kapitalismus anzubieten, woraus sich eine tiefe und seit
Jahrzehnten anhaltende Führungskrise der Arbeiter:Innenklasse ergibt.

Bei den Landtagswahlen in Thüringen und Sachsen hat sich gezeigt, dass
Solingen ein weiteres Erstarken der AfD begünstigt hat, was für Linke und
Migrant:Innen sowie andere Unterdrückte eine deutliche Gefahr darstellen
dürfte- wenn auch unter anderen bürgerlichen Parteien wie den Grünen oder
der CDU, die Sicherheit von Unterdrückten nicht wirklich mehr gegeben ist.
Gleichzeitig  blieb,  wie  zunächst  befürchtet,  eine  breite  militante  rechte
Mobilisierung,  anknüpfend an die Aufmärsche rund um die CSDs in u.a.
Bautzen  und  Magdeburg,  zunächst  aus.  Das  bedeutet  aber  nicht,  dass
rassistische Ausschreitungen, wie vergangenen Monat in England gesehen,
zukünftig vom Tisch wären. Es bleibt zu erwarten, dass evtl. auch weiterhin
Solingen  bei  Gelegenheit  einen  Mobilisierungspunkt  der  Rassist:Innen
darstellen  wird.

Wie dagegen ankämpfen?
Uns muss klar sein, dass der Kampf gegen Straßengewalt und religiösen
Fundamentalismus vor allem einer für soziale und demokratische Rechte ist.
Geflüchtete, die traumatisiert von Krieg und Verfolgung nach Europa fliehen,
werden hier der permanenten Bedrohung durch Abschiebung ausgesetzt, in



Massenunterkünften  auf  engstem  Raum  mit  anderen  Traumatisierten
zusammengepfercht.  Auch  migrantisierte  deutsche  Staatsbürger:Innen,
welche muslimisch gelesen werden, stellt man angesichts des Genozids in
Gaza unter Generalverdacht und sie werden gedrängt, sich zur deutschen
Staatsräson zu bekennen. In diesen Kanon reiht sich die aktuelle Debatte ein.
Sie behaupten, dass v.a. Muslim:Innen oder jene, die sie als Muslim:Innen
wahrnehmen,  fremd in „unserer“ Kultur seien,  sie  müssen angeblich mit
harter Hand zwangsintegriert oder abgeschoben werden.

Die  rassistische  Spaltung  nimmt  hierzulande  eine  Qualität  an,  der  sich
Gewerkschaften und die Arbeiter:Innenbewegung nicht verschließen dürfen.
Sie  fürchten  sich  jedoch  davor,  den  Kampf  gegen  den  aufkommenden
Rassismus in den eigenen Reihen zu führen. Die neue Qualität droht, zur
Normalisierung  von  Hetzjagden  zu  verkommen.  Was  wir  brauchen,  sind
Kampagnen  gegen  antimuslimischen  Rassismus  an  Schule,  Uni  und  im
Betrieb, die sich für offene Grenzen und volle Staatsbürger:Innenrechte für
alle hier Lebenden einsetzen und der bürgerlichen Abschottungspolitik den
proletarischen Internationalismus entgegenstellt. Wenn der rechte Mob vor
Geflüchtetenunterkünfte  mobilisiert,  dann  braucht  es  massenhaft
organisierten  Selbstschutz,  demokratisch  aufgebaut  durch  alle
Organisationen  der  Arbeiter:Innen  und  Unterdrückten.  So  kann  die
Arbeiter:Innenbewegung  die  gezielte  Isolierung  von  Geflüchteten
durchbrechen  und  der  rechten  Gefahr  etwas  entgegenstellen!

Doch letztendlich braucht es Organisierung in Schule, Uni und Betrieb um
gegen  das  Aufschäumen  der  Rechten  und  des  Rassismus  anzukämpfen.
Dieser Kampf muss ein gemeinsamer für soziale Verbesserung sein, um den
Rechten den Boden unter den Füßen wegzuziehen. Denn sozialer Abstieg
oder zumindest die Angst davor, führt in Zeiten der Krise dazu, dass bei den
Rechten nach Antworten gesucht wird, wenn wir es nicht schaffen eine echte
Alternative  zu  ihrem  System  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung
aufzubauen. Lasst uns daher diesen Kampf gemeinsam führen und an den
Orten wo wir täglich sein müssen aktiv werden!



Wir fordern:

AfD zerschlagen:  Für  eine  Einheitsfront  aus  Schulstreiks,  Massenaktionen und
politischen Streiks gegen AfD, Abschiebungen und Sparpakete!
Schluss  mit  überfüllten  Sammelunterkünften  und  sozialer  Isolation!  Volle
demokratische Teilhabe und Staatsbürger:Innenrechte für alle!
Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs,  Wohnungen  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung und finanziert durch die Besteuerung der Reichen!
Keine Abschiebung aus unseren Schulen – Rassismus und Staatsräson raus aus
unseren Klassenzimmern!
Für  demokratische  und  rechenschaftspflichtige  Selbstverteidiungkomitees  der
Arbeiter:Innen und Unterdrückten! Von Jusos bis Migrantifa, alle rein da – nur mit
der  größtmöglichen Einheit  können diese  unsere  Geschwister  effektiv  vor  den
Angriffen der Rechten schützen!

Landtagswahlen  in  Thüringen
und  Sachsen:  Rechtsruck  geht
weiter
von Valentin Lambert/Susanne Kühn, zuerst veröffentlicht in der Infomail
1263 der Gruppe Arbeiter:innenmacht, 1. September 2024

Schon nach den ersten Prognosen lässt sich ein erstes Fazit aus den Wahlen
in Sachsen und Thüringen ziehen. Verwunderlich sind die Ergebnisse nicht.
In Thüringen fällt das Ergebnis nach ersten Hochrechnungen (dimap, 19.59)
folgendermaßen aus: AfD: 32,4 % (+9,0), CDU 23,8 % (+2,1), BSW 15,6 %
(+15,6), DIE LINKE 12,9 % (-18,1), SPD 6,2 % (-2,0), Grüne 3,5 % (-1,7), FDP
1,2 % (-3,8). Für Sachsen stellt sich die Prognose wie folgt dar: CDU: 31,8 %
(-0,3 %), AfD: 30,7 % (+3,2 %), BSW 12 % (+12), SPD 7,6 % (-0,1), Grüne
5,2 % (-3,4), DIE LINKE 4,1 % (-6,3), die FPD liegt bei 1,1%.
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Drei Wahlsieger:innen
In beiden Ländern gibt es drei Wahlsieger:innen. Erstens natürlich die AfD,
die in Thüringen zur stärksten Partei wurde und in Sachsen den zweiten
Platz  belegt.  In  beiden  Ländern  konnte  sie  vor  allem  bisherige
Nichtwähler:innen mobilisieren. Rassismus und Rechtspopulismus schrecken
offenkundig niemanden ab, im Gegenteil: Sie sind längst salonfähig in beiden
Bundesländern.

Zweitens konnte sich die CDU in beiden Ländern behaupten, in Thüringen
sogar leicht hinzugewinnen. Voraussichtlich kann sie in beiden zukünftig die
Landesregierung anführen und weiter Fahrtwind für die Bundestagswahlen
aufnehmen.  Einziger  Wehrmutstropfen:  Sie  wird  zumindest  in  Thüringen
nicht um eine Beteiligung des BSW herumkommen, in Sachsen könnte es
eventuell zu einer Fortführung der CDU-SPD-Grünen-Koalition reichen.

Drittens  das  BSW,  das  in  beiden  Ländern  gute  Chancen  hat,  als
Koalitionspartner der Konservativen in die Regierung einzutreten. An der
politischen Bereitschaft von Wagenknecht und Co. fehlt es nicht, wie erste
Interviews am Wahlabend zeigen.

Die Verliererinnen
Ebenso klar sind die Verliererinnen auszumachen. Die SPD blieb wie schon
2019 in beiden Ländern unter der 10-Prozent-Marke. Die Grünen schafften in
Sachsen gerade so den Einzug in den Landtag, in Thüringen werden sie im
zukünftigen Landesparlament nicht  mehr vertreten sein.  Das wohl  einzig
erfreuliche  Ergebnis  aus  linker  Sicht  war  bei  diesen  Wahlen  das
vernichtende Abschneiden der FDP, die gerade noch mehr als ein Prozent
erreichte.

Doch auch DIE LINKE erlitt  das  erwartete  Desaster.  In  beiden Ländern
verlor sie in absoluten Zahlen mehr als die Hälfte ihrer Wähler:innen und
rund zwei Drittel ihres Wähler:innenanteils.



Was bedeutet das Ergebnis?
Über die beiden Bundesländer hinaus kommt dem Ergebnis auch eine große
bundespolitische Bedeutung zu.

1. Rechtsruck und Referendum für Rassismus
Die  Ergebnisse  verfestigen  nicht  nur  den  bundesweiten  Rechtsruck  der
letzten Jahre.  Nach den Morden von Solingen durchzog eine regelrechte
rassistische  Hysterie  und  Hetze  das  Land,  das  sich  in  weiteren
Einschränkungen des Asylrechte, Verschärfungen von Grenzkontrollen und
Erleichterungen  von  Abschiebungen  manifestiert.  Das  Ergebnis  von
Thüringen und Sachsen stellt auch eine Art rassistisches Plebiszit dar, bei
dem  ausschließlich  Parteien,  die  die  Ampelkoalition  bei  den  Themen
Migration und Flucht von rechts angreifen, gewinnen konnten. Die Verluste
der  Regierungsparteien  SPD,  Grüne und FDP,  die  in  den letzten  Jahren
immer  wieder  die  rassistischen  Forderungen  der  Rechten  aufgegriffen
haben, verdeutlichen dabei,  dass diese Anpassung an AfD und CDU (und
neuerdings auch BSW) nichts bringt. Rassistische Wähler:innen wählen dann
allemal  lieber  das  rechte oder  konservative  Original  als  die  grün-liberal-
sozialdemokratische Kopie.

2. Abstrafen der Bundesregierung
Doch die Verluste der Regierungsparteien haben noch einen weiteren Grund:
die  Regierungspolitik  selbst.  Schon  im  Wahlkampf  wichen  die
landespolit ischen  Inhalte  immer  mehr  den  Debatten  um  die
bundespolitischen Versäumnisse der Ampelregierung.  Dabei  profitiert  von
der Dauerkrise, den weltweiten Konfliktherden und den sozialen Angriffen
auf die Arbeiter:innenklasse vor allem die AfD, die sich gerade im Osten als
pseudoradikale,  völkische  und  extrem  chauvinistische  Pseudoopposition
inszeniert.

3. Die Lage in den ostdeutschen Ländern
Die  Verluste  für  die  Regierungsparteien  kommen  dabei  sicher  nicht



unverdient. Auch in den Landesregierungen haben sie den miserablen Status
quo verteidigt  und sind beim Verfall  ganzer Regionen untätig geblieben.
Regieren tun sie als „Verwalterinnen“ des weitgehend deindustrialisierten
Ostens, dessen Bevölkerung weiter abwandert. Bis heute gibt es hier längere
Arbeitszeiten bei geringeren Gehältern und Renten als im Westen. Gerade
die ländlichen Regionen leiden nicht nur unter Abwanderung, sondern sind
auch  in  der  Entwicklung  der  Infrastruktur  abgehängt.  Die  selektiven
Ansiedlungen  von  industrieller  Produktion  und  Logistik  stellen  eher
kommerzielle  Inseln  in  einer  benachteiligen  Region  dar  und  keine
„blühenden  Landschaften“.

Gerade in den ostdeutschen Parlamenten wird die weitere „Zersplitterung“
des aktuellen Parteiensystems besonders deutlich. Die SPD, aber auch die
DIE LINKE büßen ihre Massenbasis ein oder haben das längst getan. Auch
die CDU ist von diesem Prozess erfasst, auch wenn sie sich bei den Wahlen
vordergründig als „Volkspartei“ behaupten konnte.

Es ist kein Zufall, dass dieser Prozess gerade im Osten stärker ausgeprägt
ist,  weil  es  dort  eine  schwächere  Kapitalist:innenklasse  gibt  und  die
kleinbürgerlichen und Mittelschichten ein weniger stabiles Milieu darstellen,
das  weniger  Vertrauen  in  „ihren“  Staat  und  „ihre“  Parteien  entwickeln
konnte als im Westen. Daher verfängt der Rechtspopulismus der AfD hier
umso mehr. Er nährt sich zusätzlich aus der Enttäuschung und Frustration
von politisch rückständigeren Arbeiter:innenschichten über die Politik von
SPD und Linkspartei, für die die Grünen weniger als Alternative erscheinen
als im Westen.

Die instabilere Wähler:innenbasis der „etablierten“ Parteien kommt in der
aktuellen Lage nicht nur der AfD, sondern auch dem „linkskonservativen“
BSW zugute. Die AfD hat dabei zweifellos eine stabile soziale Basis gefestigt.
Beim BSW wird sich in den nächsten Jahren zeigen, ob seine Erfolge von
Dauer  s ind  oder  s ich  anges ichts  e iner  wahrsche in l i chen
Regierungsbeteiligung als Juniorpartner der CDU als politisches Strohfeuer
entpuppen.



DIE LINKE – ein Debakel
Die Linkspartei zieht mit massiven Verlusten in den Erfurter Landtag ein. In
Sachsen  bleibt  sie  deutlich  unter  der  5  %-Hürde,  auch  wenn  sie
wahrscheinlich durch zwei Direktmandate in Leipzig dennoch in den Landtag
einziehen kann.

Dieses Wahldebakel der LINKEN offenbart auch die Schwäche der linken
Kräfte  insgesamt  mehr  als  deutlich.  Auf  viele  Fragen  wie  Klimawandel,
Aufrüstung,  Sozialabbau,  Pflegenotstand,  Bildungsmisere  und
Perspektivlosigkeit findet sie keine überzeugende Antwort und stellt für die
Massen keine radikale Alternative oder gar Opposition zum Kapital dar, auch
wenn ihre Wähler:innenschaft sowohl in Sachsen wie Thüringen die politisch
bewusstesten Schichten der Arbeiter:innenklasse und der Jugend darstellt,
die sich subjektiv ernsthaft dem Rechtruck entgegenstellen will.

Kampf gegen rechts heißt Klassenkampf
Egal wie die Regierungsbildung in Thüringen und Sachsen ausgehen wird, so
werden wir in beiden Ländern in den nächsten Jahren mit einem weiteren
Rechtsruck inklusive offenem Rassismus auf den Straßen und Angriffen auf
Migrant:innen, aber auch Antirassist:innen und Antifaschist:innen ausgesetzt
sein.

Wer dagegen wirklich etwas bewegen will, muss bereit sein, für ernsthafte
Veränderungen zu kämpfen – auch gegen Regierung und Kapital. Wer von
der  Brandmauer  spricht,  darf  also  zur  Ursache  des  Rechtsrucks  nicht
schweigen und muss einen klaren Klassenstandpunkt vertreten.

Um  das  aktuelle  Kräfteverhältnis  tatsächlich  zu  ändern,  müssten  aktive
Mitglieder  dieser  Organisationen  aufgerufen  und  unterstützt  werden,
Versammlungen  und  Infoveranstaltungen  zur  Mobilisierung  in  ihren
Betrieben,  an  Schulen  und  Universitäten  zu  organisieren  und  aktiv  die
Debatte um Rassismus und die ökonomische Krise, die diesen befeuert, zu
führen. Demos – wie die Mobilisierung gegen den AfD-Parteitag – können
dabei als Aufhängerinnen genutzt werden. Ziel muss es aber sein, in derem



Zuge Aktionskomitees aufzubauen.

Um sich positiv abzugrenzen, bedarf es klarer Forderungen. Auch wenn es
die ökonomische Krise ist, die den Rechten Aufwind verleiht, so sollte man
nicht glauben, dass es ausreicht, sich auf Verbesserungen auf dieser Ebene
zu beschränken. Mögliche Forderungen können sein:

Nein zu allen rassistischen Gesetzen!  Stopp aller  Abschiebungen!
Offene Grenzen und volle Staatsbürger:innenrechte für alle, die hier
leben!
Gemeinsamer  Kampf  gegen  die  gesellschaftlichen  Wurzeln  von
Faschismus  und  Rassismus!  Gemeinsamer  Kampf  gegen  Inflation,
Niedriglohn, Armut und Wohnungsnot!
Mindestlohn von 15 Euro/Stunde, Mindestrente und Arbeitslosengeld
von 1.600 Euro/Monat für alle!
Hunderte Milliarden für Bildung, Umwelt,  Renten und Gesundheit
statt Aufrüstung – finanziert durch die Besteuerung der Reichen!

Darüber hinaus ist es Aufgabe von Revolutionär:innen, dafür zu kämpfen,
dass die  Forderung nach demokratisch organisiertem Selbstschutz gegen
rassistische Angriffe  auf  die Tagesordnung gesetzt  wird.  Die mittlerweile
regelmäßigen Anschläge auf Politiker:innen bei Wahlkämpfen zeigen, dass
das keine tollkühne Fantasie ist, sondern bittere Notwendigkeit, wenn man –
insbesondere auf dem Land und im Osten der Republik – linke Politik auch
tatsächlich auf die Straße tragen will.

Perspektive
Diese Forderungen müssen nicht nur aufgestellt werden, man muss auch für
diese aktiv kämpfen. Doch derzeit sind die Gewerkschaften eher Teil des
Problems.  Ihre  Führungen  sind  personell  eng  mit  SPD  und  Linkspartei
verwoben und decken zum Selbsterhalt ihres bürokratischen Apparats wie eh
und je deren Politik. Damit muss Schluss sein! Wenn wir den Kampf gegen
rechts gewinnen wollen, müssen wir dafür eintreten, dass diese sich nicht
länger an der sozialpartnerschaftlichen Verwaltung der Krise mitbeteiligen!



Sie  müssen  stattdessen  für  echte  Verbesserungen  kämpfen,  gegen
Sparpolitik  und  Sozialabbau  und  diesen  Kampf  aktiv  mit  jenem  gegen
Rassismus verbinden.

Das  bedeutet  auch,  dafür  einzustehen,  dass  Geflüchtete  in  die
Gewerkschaften integriert werden, und sich offen gegen alle Abschiebungen
und Abkommen, die die Festung Europa aufrechterhalten,  auszusprechen
oder  nicht  davor  zurückzuscheuen,  Enteignung  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten als Perspektive auf die Tagesordnung zu setzen, wenn einem/r
entgegnet wird, dass leider kein Geld da ist für Sozialausgaben. Doch sowas
fällt nicht einfach so vom Himmel, es muss praktisch erkämpft werden. Wir
treten  daher  für  den  Aufbau  einer  klassenkämpferischen,  revolutionären
Organisation ein.

Faschist:innen zurückdrängen –
Pride verteidigen!
Flo Weitling, zuerst erschienen in Neue Internationale 285, September 2024

Protest  gegen  Pr ide  Parades  is t  se i t  Jahren  immer  wieder
Mobilisierungspunkt der Rechten. Hierbei führt der Hass auf das Feindbild
Queers auch nicht selten zu Angriffen auf die CSDs. Was in den letzten
Jahren  jedoch  noch  meist  vereinzelt  passiert  ist,  entwickelt  sich  nun zu
größeren Gegenprotesten, wie z. B. vor kurzem in Bautzen. Dort schafften es
Kräfte wie die Jungen Nationalisten (JN, Jugendorganisation von Die Heimat,
bis  2023  NPD),  hunderte  jugendliche  Nazis  unter  dem  Motto  „Gegen
Genderpropaganda  und  Identitätsverwirrung“  zu  versammeln.  Zusammen
mit den Freien Sachsen brachten sie fast 700 Menschen auf die Straße. Die
Videos des Aufmarschs, in welchen sie z. B. lautstark „Nazikiez“ skandierten,
gingen  schnell  viral.  Nun  stellt  sich  die  Frage:  Wie  können  wir  damit
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umgehen?

Warum dienen Prides als Angriffspunkt?
Die Nazikleinstpartei III. Weg schreibt: „Eine Familie, das sind Mann, Frau
und Kinder“ und dass die Genderagenda eben diese angreifen würde, was
dazu führt, dass „Gender-Propaganda und ihre politischen Äußerungen …
unsere  Kinder  und  die  Jugend  [gefährden]“.  Für  die  Rechten  stellen
lesbische, schwule oder trans Menschen also Angriffe auf „ihre“ Familie dar.
Das  Durchbrechen  von  Geschlechterrollen,  das  Infragestellen  von
Heterosexualität als Normalität gefährden nämlich das klassische Bild der
bürgerlichen Kleinfamilie. Das ist dabei nicht nur ein Problem der Rechten,
sondern  auch  Kern  der  Queerunterdrückung  überhaupt.  Die  klassische
geschlechtliche  Arbeitsteilung,  bei  der  die  cis  Frau  unbezahlt
Reproduktionsarbeit (bspw. Waschen, Kinder Erziehen etc.) verrichtet, wird
nämlich  durch  das  klassische  Familienbild  ideologisch  gerechtfertigt.
Daneben  spielen  eindeutig  geregelte  Erbschaftsverhältnisse  für  die
Herrschenden eine vergleichbare Rolle. Somit kommen die Faschist:innen
zwecks Verteidigung der „deutschen Familie“ eben zu dem Entschluss, dass
der „Kampf gegen die Regenbogenideologie auch auf der Straße geführt“
werden muss.

Die Rolle der Polizei
Ob Berlin, Bautzen oder Leipzig – bei den Aufmärschen spielte die Polizei
eine Rolle dabei, dass die Faschist:innen nicht aktiv den CSD angriffen. Im
Kontrast zu z. B. Palästinademos war das Polizeiaufgebot zwar recht klein
und bot für die Faschist:innen weiterhin Möglichkeiten zum Angriff, dennoch
wurden die Nazis z. B. in Leipzig daran gehindert, überhaupt den Bahnhof zu
verlassen, und in Berlin alle Beteiligten verhaftet. Von vielen Kräften wird
deshalb nun die Polizei als Schutzpatron für Queer Prides gehandelt. Doch ist
das so sinnvoll und ausweglos wie oft dargestellt?

Die Polizei  spielt  in diesem System eine primäre Rolle:  Verteidigung der
Interessen des bürgerlichen Staats und somit des Kapitals. Somit ergibt sich
auch, warum sie sich für die Sicherheit von Prides einzusetzen scheint, da



der Staat eben das Interesse verfolgt, sich als Kämpfer für queere Rechte zu
inszenieren. Wobei er sonst tagtäglich queerfeindliche Gewalt durchsetzt,
meist  auch  durch  die  Polizei.  Ob  die  Uniformierten  auf  „unserer  Seite
stehen“, kommt drauf an, ob der Staat gerade ein Partyevent in unserem
Namen veranstalten möchte.  Doch selbst  da  bekommst  du schnell  einen
Schlagstock ins Gesicht, wenn du z. B. die Spekulation mit Wohnraum oder
Unterstützung von Israels Genozid kritisierst. Das haben wir dieses Jahr beim
C S D  i n  H a n n o v e r
(https://onesolutionrevolution.de/solidaritaet-mit-der-queeren-hausbesetzung-
in-hannover-fuer-die-enteignung-von-wohnraum/)  und  der  International
Queer  Pride  in  Berlin  gesehen.

Im Kampf um queere Befreiung können wir uns somit nicht auf die Polizei
verlassen.  Da  die  Unterdrückung  von  queeren  Menschen  eben  in  den
Grundfesten  des  Kapitalismus  verwurzelt  ist,  kann deren Aufhebung nur
durch die Überwindung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung erreicht
werden. Der Kampf um queere Befreiung kann also nur gegen die Polizei als
Teil des bewaffneten Arms des Staates, welcher für die Aufrechterhaltung
der Diktatur des Kapitals agiert, erfolgreich sein.

Wie verteidigen?
Doch auch wenn wir zu diesem Entschluss kommen, stehen wir weiterhin vor
dem Problem, dass die Bedrohung durch Faschist:innen weiterhin auf der
Tagesordnung steht. Wie können wir uns also effektiv gegen Angriffe von
Nazis und Polizei schützen? Die Losung, die wir verbreiten sollten, lautet:
massenhafte, militante und organisierte Selbstverteidigungsstrukturen. Diese
Organe,  welche  Zusammenschlüsse  von  Organisationen  der
Arbeiter:innenbewegung und Unterdrückten sein müssen, können eben diese
Funktion erfüllen. Hierbei ist es essentiell, dass es sich um demokratische
Strukturen handelt,  diese somit sich durch Wähl- und Abwählbarkeit und
Rechenschaftspflicht auszeichnen. Dabei müssen wir dafür kämpfen, dass
sich diese Organe nicht nur aus ein paar radikalen Linken zusammensetzen,
sondern  aktiv  auf  Gewerkschaften  und  reformistische  Parteien  wie
Linkspartei und SPD zugehen, um die breite Masse der Arbeiter:innen dazu
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zu bringen,  die Verteidigung so effektiv  wie möglich durchzuführen.  Das
heißt:  Wir  müssen dringend auch auf  Organisationen von Unterdrückten
zugehen, also auf queere aber auch Migrant:innenorganisationen, da diese
von den Angriffen der Faschist:innen tagtäglich betroffen sind. So können
wir Schutz für Unterdrückte wirklich ermöglichen und der Übermacht der
Staatsgewalt beginnen, etwas entgegenzustellen.

Wir kommen wir dahin?
Wir müssen jedoch auch der Realität ins Auge schauen und verstehen, dass
SPD  und  DIE  LINKE  sich  nicht  direkt  an  dem  Aufbau  dieser  Organe
beteiligen würden. Aus der Perspektive von kleinen Gruppen, so wie wir es
sind, müssen wir daran arbeiten, diese Kräfte unter Druck zu setzen, und
diese Perspektive als unerlässlich aufzeigen. Gleichzeitig müssen wir jedoch
praktische Arbeit leisten und uns den Faschist:innen entgegenstellen, wobei
uns klar sein muss, dass das in unserem jetztigen Stadium nur beispielhaft
passieren kann. und weiter die Forderung aktiv in die Linke tragen.

Doch Symptome zu bekämpfen, reicht an dieser Stelle nicht aus! Im Kampf
gegen  den  Aufstieg  der  Faschist:innen  müssen  wir  ebenfalls  soziale
Forderungen gegen die Krise und schlechten Lebensbedingungen aufwerfen,
die  den  Kampf  für  Verbesserungen  mit  dem  gegen  den  Kapitalismus
verbinden.  Denn  reine  Antifaarbeit  wird  die  Faschist:innen  nicht
verschwinden lassen. Das können wir jedoch nicht nur abstrakt tun, sondern
indem wir an den Orten, an denen wir uns jeden Tag aufhalten, organisieren,
also  der  Schule,  Uni  und  im  Betrieb.  Wir  müssen  auf  die  Ängste  und
Probleme, die unsere Mitschüler:innen, Kommiliton:innen und Kolleg:innen
umtreiben, eingehen und dort für unsere Interessen kämpfen, um die Basis
einer  kräftigen  Bewegung  zu  schaffen,  die  den  Faschist:innen  etwas
entgegenstellt. Lasst uns also die Angst und Wut vor den Faschist:innen, der
Polizei und schlechten Zukunftsaussichten in geordnete Bahnen lenken und
ihnen organisierten Ausdruck verschaffen.  Nur so ist  es möglich,  diesem
Elend zu entfliehen und eine Gesellschaft zu errichten, welche für uns da ist
und in der wir uns sicher selbst feiern können.



Überwachungsstaat BRD
von Flo Weitling, August 2024

Zwischen  Schlagstock,  Handschellen  und
Bußgeld
Blutig  geschlagene  Kinder  auf  Berliner  Straßen,  Hausdurchsuchungen,
verbotene Demonstrationen und Kongresse. All das gehört zur Realität eines
immer autoritäreren deutschen Staates. Wir sehen schon seit einiger Zeit
einen  Anstieg  von  Repression  des  deutschen  Staates.  Dabei  findet  die
Zunahme nicht nur durch die Härte der Schläge seiner Prügelknaben statt,
sondern auch in Form von juristischer Repression. Das zeigt sich z.B. wenn
du 900€ blechen musst,  weil  du „From the River  to  the Sea“ auf  einer
Demonstration rufst (1). Doch auch das Verbot von Organisationen wie der
„Palästina Solidarität Duisburg“ (2) und der durch Einreise- und politische
Betätigungsverbote verhinderte Palästina-Kongress (3) sind Ausdrücke der
immer weiter voranschreitenden Einschränkung demokratischer Rechte in
Deutschland  wie  beispielsweise  der  Meinungsfreiheit  oder
Versammlungsfreiheit,  was auch die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International  in  ihrem  jährlichen  Bericht  feststellte.  Sie  spricht  von
übermäßiger Polizeigewalt und Einschränkung friedlicher Proteste. (4) Das
trifft  dabei  nicht  nur  fortschrittliche  Kräfte,  sondern  auch  teilweise
Reaktionäre, wie beim versuchten Verbot des Compact-Magazins oder der
Beschlagnahmung der Imam-Ali-Moschee in Hamburg. (5)

Doch das ist Repressionskönigin Faeser und ihrem Innenministerium noch
nicht genug: In den letzten Wochen haben sie nun zwei neue Regelungen
vorgestellt, um ihren Apparaten noch mehr Werkzeuge in die Hand zu legen.
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Legal einbrechen? Faeser machts möglich!
Mit  dem  Vorwand  der  „Terrorbekämpfung“  soll  nämlich  nun  das
Bundeskriminalamt  (BKA)  heimlich  Wohnungen  durchsuchen  dürfen  (6).
Auch wenn das angeblich nur in Ausnahmefällen angewandt werden soll,
stellt es eine deutliche Eskalation dar. Doch was heißt das genau?

In dem Entwurf  zur  Reform heißt  es,  dass  es  moderne Instrumente  zur
Bekämpfung  des  internationalen  Terrorismus  brauche.  So  wie  die
Möglichkeit,  verdeckt  in  Wohnungen  einzusteigen,  um  Spy-Software  in
Smartphones oder Computern anzubringen. Hierbei wird man logischerweise
weder  davor  noch  danach  informiert.  Der  Ausbau  der  BRD  zu  einem
Überwachungsstaat würde damit neue Züge annehmen. Es wird zwar noch
versichert, dass es sich nur um ein Mittel handelt, was im äußersten Notfall,
wie im Falle von Terrorismusverdacht, eingesetzt werden wird, jedoch wird
bekannterweise  immer  wieder  der  Terrorismus-Begriff  ausgeweitet  und
genutzt  um  politische  Gegner:innen  zu  diffamieren.  Dadurch  bleibt
letztendlich die Frage offen, bei wem denn jetzt wirklich zum „Schutz vor
Terrorismus“ BKA-Beamt:innen, ohne es zu wissen, auf der Couch sitzen.

Darüber  hinaus  trägt  das,  ganz  im  Sinne  des  Zeitgeistes,  auch  die
Handschrift des antimuslimischen Rassismus, welcher nicht erst seit dem 7.
Oktober immer massiver grassiert. Der „War on terror“ wird ideologisch von
Rechten aber auch „demokratischen“ Kräften so weitergeführt, dass jede auf
Basis  äußerlicher  Kriterien  als  muslimisch  wahrgenommene  Person
(unabhängig  davon,  ob  sie  überhaupt  muslimisch  ist)  automatisch  unter
Terrorismusverdacht  steht.  Und  wenn  man  sich  gegen  Genozid  und
Unterdrückung  ausspricht,  ist  man  sowieso  zumindest  Terroristen-
Unterstützer:in.  Ob  das  dann  aus  Staatssicht  schon  ausreicht  für  die
heimlichen Einbruch, werden wir sehen.

Für Staat und Medien stehen aber nicht nur Muslim:innen und Aktivist:innen
aus  der  Palästina-Solidaritätsbewegung  quasi  automatisch  unter
Terrorismusverdacht, denn das Gleiche gilt auch für die kurdische Bewegung
und die sog. „Klima-Terroristen“ der Letzten Generation.
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Die vielen Gesichter von Social Media
Um auch besser überwachen zu können, ob und was die „Terrorist:innen“
denn so machen, hat sich das Überwachungsministerium vor einigen Wochen
noch  eine  lustige  Sache  überlegt.  Nun  sollen  bei  Ermittlungsverfahren
Videos  von  z.B.  Überwachungskameras  mit  Beiträgen  auf  Social  Media
abgeglichen  werden.  Also  in  anderen  Worten:  Die  Einführung  von
biometrischer Gesichtserkennung. (7) Es sollte auf der Hand liegen, dass
diese  Maßnahme  a)  realen,  tatsächlich  gefährlichen,  Terrorismus  nicht
effektiv bekämpfen kann, da es die eigentlichen Ursachen des Terrorismus
nicht  bekämpft  und b)  den Repressionsorganen des Staates ein weiteres
mächtiges  Instrument  in  die  Hand  gegeben  wird,  welches  dazu  genutzt
werden kann, jeden Mut zum Widerstand noch effektiver zu unterdrücken.
Zwar  wird  wieder  davon  gesprochen,  dass  diese  Technik  nur  eingesetzt
werden soll, um Terrorismus und schwere Kriminalität zu bekämpfen, doch
was damit am Ende gemeint ist,  werden wir auch hier sehen. Nach der
Durchsetzung von Abschiebungen wegen Likes auf sozialen Plattformen ist
somit der digitale Raum immer weiter von Überwachung und Kontrolle durch
Staat und Polizei betroffen. Das prophezeit eine dunkle Zukunft, wenn wir
uns nicht beginnen, dagegen zu wehren.

Doch warum macht der Staat das?
Der Staat, den man als Herrschaftsinstrument der bürgerlichen Klasse, der
Kapitalist:innen, verstehen muss, basiert auf der Aufrechterhaltung dieser
Produktionsverhältnisse.  Somit  also  darauf,  dass  die  Arbeiter:innen  ihre
Arbeitskraft verkaufen und Mehrwert für die:den Kapitalist:in produzieren.
Die Klasse der Arbeiter:innen hat das objektive Interesse der Überwindung
dieser  Gesellschaftsformation,  wobei  der  bürgerlichen Staat  versucht,  sie
klein  zu  halten,  damit  sie  ihr  Elend  einfach  hinnimmt.  Hierzu  zählt  die
ideologische Einbindung, welche wir jeden Tag in der Schule, wo wir, um
meinen  ehemaligen  Politiklehrer  zu  zitieren,  zu  „treuen  Demokrat:innen
erzogen werden sollen“. Auch durch kleine Zugeständnisse sollen wir an den
Staat und das System, was er schützt, gebunden werden.

Doch neben dem Zuckerbrot ist auch die Peitsche, in Form von Überwachung
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und Repression, ein Mittel, die Arbeiter:innen und Unterdrückten klein zu
halten. Wenn sie Angst vor Gewalt, materiellen Verlust, sozialen Abstieg oder
dem Knast haben, werden sie weniger wahrscheinlich den nächsten Aufstand
organisieren oder sonst wie aus der Reihe der täglichen Verwertung fallen
z.B. durch die Flucht aus der individuellen Ausbeutung durch Kriminalität.
Wenn sie diesen Schritt jedoch trotzdem gehen, weil die Bedingungen zu
schlimm geworden sind, sie noch zu ertragen, dienen diese Mittel dazu, alles
unmittelbar und effektiv zu unterbinden.

Das im Blick lässt sich auch verstehen, warum gerade jetzt die Repression
ausgebaut  wird.  Wir  leben  nämlich  in  einer  Zeit  der  Krise.  Menschen
kämpfen mit sozialem Abstieg und die Wirtschaft stagniert, während wir eine
Zuspitzung von Konflikten überall auf der Welt beobachten können.

Für die BRD spielt  es  also eine große Rolle,  die Ausbeutung trotz  ihrer
Verschärfung  aufrechtzuerhalten.  Das  bedeutet  eben  auch,  sich  gegen
zukünftige Massenbewegungen und Aufstände auf den Straßen abzusichern,
die das Fundament ihrer Macht angreifen und sie möglicherweise zu Fall
bringen könnten, indem der Staat diese mit Repression, oder der Androhung
solcher, im Keim erstickt.

Die derzeitige Ausformung dessen basiert auf dem Konzept alle „Feinde der
Demokratie“  bekämpfen  zu  wollen.  Dazu  zählen  (noch  reaktionärere)
bürgerliche  Kräfte,  welche  die  Knechtschaft  unter  dem  Kapital  anders
verwalten  wollen  sowie  Revolutionär:innen,  welche  dafür  kämpfen,  diese
Ordnung  abzuschaffen.  Neben  Angriffe  auf  Islamistische  Kräfte  gab  es
kürzlich auch Razzien gegen die Faschist:innen vom 3. Weg. (8) Dabei muss
jedoch  betont  werden,  dass  das  nicht  heißt,  der  Staat  hätte  ein
gleichmäßiges  Interesse  Revolutionär:innen  wie  Faschist:innen
niederzuschlagen. Das sieht man auch an der Intensität, mit welcher nach
über 60-jährigen Ex-RAF-Mitglieder gefahndet wird, während im Gegensatz
über  600  „untergetauchte  Nazis“  trotz  Haftbefehl  komplett  unbehelligt
bleiben. Denn auch wenn gerade die Diktatur der Bosse und Bänker noch
eine demokratische Fassade zeigt,  hat die Geschichte wiederholt  gezeigt,
dass diese sich nicht zu schade sind, um ihre eigene Stellung und somit das
System  aufrechtzuerhalten,  auch  zur  Diktatur  zu  greifen  und  mit
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Faschist:innen  zu  paktieren.  Denn  auch  im  Faschismus  werden  die
Arbeiter:innen geknechtet und die Kapitalist:innen werden immer reicher.
Die Überwindung der Ausbeutung von Mensch durch Mensch wird für den
bürgerlichen Staat und das Kapital immer eine größere Gefahr darstellen als
seinen demokratischen Schein zu verlieren.

Doch auch wenn sowohl Faschismus als auch die bürgerliche Demokratie die
Herrschaft  des Kapitals  zur Grundlage haben,  wäre es falsch,  bei  jedem
Abdriften der  BRD oder  anderer  Staaten zum Autoritarismus direkt  vom
Faschismus zu reden. Denn auch die bürgerliche Demokratie ist ein Apparat
zur Unterdrückung und nur weil dies in der Krise deutlicher zu Tage tritt,
handelt  es  sich  noch  nicht  um  Faschismus.  Faschismus  ist  eine  sehr
spezifische Art  der  bürgerlichen Herrschaft,  mehr dazu aber  an anderer
Stelle, in unserem Artikel „Was ist Faschismus?“ (9)

Widerstand trotz alledem!
Es ist verständlich, dass sich in Zeiten von Rechtsruck, Krise und Krieg die
neue Kampfansage durch den Staat in Form von engmaschiger Überwachung
und Repression wie der letzte Stoß anfühlen kann. Die Lage wird immer
beschissener  und  man  fühlt  sich,  als  stünde  man  einer  unantastbaren
Übermacht gegenüber. Doch wie groß der Gegner gerade erscheinen mag,
wir müssen uns erinnern, dass wir im Interesse der Massen kämpfen und
dass dieses Elend nur durch entschiedenen Kampf beendet werden kann. Wir
müssen  konsequent  für  demokratische  Rechte,  wie  die  Meinungs-  und
Versammlungsfreiheit  kämpfen,  auch  wenn  wir  wissen,  dass  diese  im
Kapitalismus stets nur so lange gelten können, wie sie das System nicht in
Gefahr  bringen.  Wir  müssen  die  Grenzen  dieses  Systems  aufzeigen  und
warum unsere Interessen nicht innerhalb dessen umgesetzt werden können.
Dabei  dürfen  wir  uns  nicht  unterkriegen  lassen,  egal  wie  stark  sie  uns
schlagen, egal wie lückenlos sie uns überwachen!

Wir fordern große linke Jugendorganisation wie Jusos, Linksjugend Solid und
DGB-Jugend auf, sich mit revolutionären Kräften zusammenzuschließen, um
den entschiedenen Kampf gegen diese Überwachung zu führen. Doch auch
das müssen wir größer denken: Der Autoritarismus ist  ein Symptom des
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Rechtsrucks und damit müssen wir mit dem Kampf gegen den Aufstieg der
Rechten und die Krise verbinden, um letztendlich zu einer Jugendbewegung
zu  werden,  die  eine  Perspektive  bietet!  Die  zusammen  mit  der
Arbeiter:innenklasse dafür kämpft, dass Ausbeutung und Unterdrückung ein
für alle Mal ausgerottet werden!

Doch um das zu erreichen, müssen wir uns organisieren, an den Orten, an
denen  wir  uns  jeden  Tag  aufhalten  müssen,  wie  z.B.  der  Schule.  Hier
verbringen  wir  als  Jugendliche  die  meiste  Zeit  und  sind  umgeben  von
Menschen, die dasselbe durchmachen und nicht ohnehin schon in der Szene
unterwegs  sind.  Genau  an  diesen  Orten  müssen  wir  beginnen,  Gruppen
aufzubauen, uns gegen die Ungerechtigkeiten direkt vor Ort zu stellen, um
letztendlich die Keimzellen für eine solche Bewegung zu schaffen. Deshalb
organisiert euch mit uns, um gemeinsam diesen Schritt zu gehen!
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Wir müssen endlich im großen
Stil Abschiebungen verhindern!

Gegen jede  Abschiebung –  Gegen Spaltung  zwischen
Geflüchteten!
von Jona Everdeen, Juli 2024

Drei geplante Abschiebungen sorgten letzte Woche für öffentliche Empörung
und  konnten  durch  Protest  vorerst  verhindert  werden.  So  sehr  wir  uns
darüber  freuen:  Wir  müssen uns  die  Frage stellen,  wie  wir  endlich  alle
Abschiebungen beenden können.

Abschiebungen durch Proteste gestoppt
Abschiebungen  in  den  Iran,  gerade  von  Oppositionellen,  sind  keine
Ausnahme. Für besondere Wut sorgte die drohende Abschiebung einer 17-
jährigen  iranischen  Kurdin  und  ihrer  Großmutter  durch  ein

https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bka-durchsuchungen-heimlich-100.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/bka-durchsuchungen-heimlich-100.html
https://www.lto.de/recht/presseschau/p/2024-08-12-gesichtserkennung-faeser-basketballer-prozess-gallner-interview
https://www.lto.de/recht/presseschau/p/2024-08-12-gesichtserkennung-faeser-basketballer-prozess-gallner-interview
https://taz.de/Razzia-bei-Neonazipartei-Dritter-Weg/!6020758/
https://onesolutionrevolution.de/grundlagen-des-marxismus-was-ist-eigentlich-faschismus/
https://onesolutionrevolution.de/grundlagen-des-marxismus-was-ist-eigentlich-faschismus/
https://onesolutionrevolution.de/wir-muessen-endlich-im-grossen-stil-abschiebungen-verhindern/
https://onesolutionrevolution.de/wir-muessen-endlich-im-grossen-stil-abschiebungen-verhindern/


Flughafenverfahren. Das ist ein Verfahren, bei dem innerhalb von zwei Tagen
entschieden wird, ob eine Person einreisen darf oder nicht. Das geschieht auf
willkürlicher  Basis  und  dient  dazu,  längere  rechtliche  Asylverfahren  zu
unterbinden. Ein längeres Verfahren wurde abgelehnt, weil die zuständigen
Beamt:innen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge meinten, der
Anspruch auf Asyl sei „offensichtlich unbegründet“ und ihr würde „im Iran
keine Gefahr drohen“.

Den Schreibtischtäter:innen war egal, dass die Jugendliche an den Protesten
gegen das Mullah-Regime vor bald 2 Jahren beteiligt gewesen war. Im Iran
drohen Aktivist:innen wie ihr schwere Strafen bis zur Hinrichtung. Deshalb
protestierten  Menschenrechtsaktivist:innen  und  Poliker:innen  gegen  die
drohende  Auslieferung  an  das  Terrorregime.  Am  Ende  musste  das
Innenministerium  einschreiten  und  den  beiden  die  Einreise  gewähren.

Für  Unverständnis  sorgte  auch  der  Fall  von  Robert  A.  Bevor  seine  aus
Serbien  stammenden  Eltern  nach  Deutschland  kamen,  wurde  er  in  den
Niederlanden geboren. Der 31-jährige lebt seit 30 Jahren in Chemnitz. Dort
ging er zur Schule und lernte einen Beruf.  Arbeiten durfte er nicht,  die
Ausländerbehörde verweigerte es. Jetzt soll er nach Serbien abgeschoben
werden, ein Land, in dem er nicht geboren wurde und dessen Sprache er
nicht spricht. Zu Gute kam Robert, dass er sich in der Vergangenheit für die
Grünen  engagiert  hatte.  Diese  organisierten  gemeinsam  mit  dem
Flüchtlingsrat Proteste in Dresden und Chemnitz und forderten, dass Robert
bleiben  darf.  Das  sächsische  Innenministerium  erfüllte  die  Forderungen
vorerst und reichte einen Antrag bei der Härtefallkommission ein, um die
Abschiebung zu stoppen.

Im Fall von Joel, einem 18-jährigen Abiturienten aus Hamburg, wurde bereits
entschieden,  dass  er  bleiben  darf.  Mit  seiner  Volljährigkeit  war  sein
Aufenthaltstitel  abgelaufen.  Er  sollte  nach  Ghana  abgeschoben  werden,
getrennt von seinem Vater und seiner Schwester. Mitschüler:innen und eine
Lehrerin  protestierten  dagegen  und  setzten  eine  Petition  auf,  die  von
100.000  Menschen  unterschrieben  wurde.  Größere  Proteste  hätten  das
Abschieberegime der rot-grünen Hamburger Regierung als Ganzes in Frage
stellen können. Vermutlich aus Angst davor lenkte der Senat ein und empfahl



einen Aufenthaltstitel gemäß der Härtefallregel. Die Begründung war, Joel
sei so gut integriert, dass es falsch wäre, ihn abzuschieben.

Diese Fälle, in denen Abschiebung durch Proteste verhindert wurde, zeigen,
was  möglich  ist,  wenn  Menschen  sich  zusammenschließen,  um  für  ihre
Mitschüler:innen,  Kolleg:innen,  Nachbar:innen  und  Freund:innen
einzugestehen. Doch diese Siege dürfen nur der Anfang sein, um gegen die
menschenfeindliche  Asylpolitik  von  BRD  und  EU  anzukämpfen.  Auf  die
Unterteilung in  „gute“  und „böse“  Ausländer:innen dürfen wir  uns  nicht
einlassen. Jede Abschiebung ist falsch und muss gestoppt werden!

Es trifft immer „die Falschen“?
Die Fälle der letzten Woche haben eines gemeinsam: Es trifft Menschen, die
sich in den Augen der deutschen Öffentlichkeit „gut integriert“ haben, oder
die  voraussichtlich  „gut  integrierbar“  sind.  Klar  gibt  es  zahlreiche ultra-
reaktionäre Rassist:innen bei der AfD und beim Dritten Weg, die von Blut
und Boden schwadronieren und für die keine Integration mustergültig genug
sein  kann.  Doch  die  liberalen,  sozialdemokratischen  und  Teile  der
konservativen Parteien lassen sich gnädigerweise zu Ausnahmen herab: Wer
fließend Deutsch kann, einen guten Schulabschluss gemacht hat und brav
arbeiten geht, der darf gerne bleiben.

Diese Logik folgt der Erkenntnis, dass Migrant:innen unabdingbar für die
deutsche Wirtschaft sind: ohne migrantische Arbeitskräfte könnte sie ihre
aktuelle  Stärke  unmöglich  aufrechterhalten,  geschweige  denn
weiterwachsen.  Dass  allzu  viele  wahllose  Abschiebungen  wirtschaftliche
Interessen  gefährden  würden,  ist  der  deutschen  Bourgeoisie  bewusst.
Dementsprechend  trugen  große  Teile  der  liberalen  und  konservativen
Bourgeoisie  die  Empörung  über  die  Deportationspläne  der  Potsdamer
Konferenz  mit.

Von der Bourgeosie werden Migrant:innen stets zu einem bestimmten Zweck
eingesetzt: Als billige Arbeitskräfte, in Konkurrenz zu den gewerkschaftlich
organisierten deutschen Arbeiter:innen. Für Migrant:innen ist es schwieriger
als für Deutsche, sich über miese Arbeitsbedingungen zu beschweren und



dagegen zu protestieren.  Sobald sie  das tun,  sind sie  keine „nützlichen“
Ausländer:innen mehr, keine „gut integrierten“. Mit der Abschiebung droht
eine Repression, die für deutsche Arbeiter:innen von unbekannter Härte ist.

Bei wem die Ausbildung hin zur „nützlichen Arbeitskraft“ zu aufwändig wäre,
oder  wer  die  Anforderungen  nicht  erfüllt,  der  muss  gehen.  Dieser
unmenschlichen  Logik  müssen  wir  aufs  Schärfste  widersprechen.  Die
Zwangsintegration in die Interessen des deutschen Kapitals zeigt deutlich,
dass „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ nur eine hohle Phrase ist.

Offene Grenzen statt Überausbeutung!
Für das deutsche Kapital bedeutet „gute Integration“ die Disziplinierung zu
braven Untertan:innen, die jeden Scheißjob widerspruchslos hinnehmen, egal
wie scheiße die Bezahlung ist und wie viele Überstunden geleistet werden
müssen. Wir halten mit noch so vielen Überstunden und noch so schlechter
Bezahlung widerspruchslos hinnehmen.

Dieser knallharten Brutalität halten wir eine andere Perspektive entgegen:
offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle,  dort wo sie leben!
Diese Forderung steht im Widerspruch zum Kapitalismus, denn dieser ist in
seinem höchsten Stadium, dem Imperialismus, darauf angewiesen, ärmere
Länder auszupressen. Daraus werden Extraprofite abgeschöpft, die durch die
Ausbeutung der eigenen nationalen Arbeitskraft nicht erreichbar sind.

Diese Extraprofite entstehen aus der Überausbeutung der Arbeiter:innen und
kleinen Bäuer:innen halbkolonialer Länder in Afrika, dem „Nahen Osten“,
Süd- und Südostasien und Lateinamerika. Diese Überausbeutung ist darauf
angewiesen,  dass  die  Grenzen  dicht  sind.  Denn  wenn  Menschen,  die  in
Nigeria von deutschen Konzernen überausgebeutet werden, ohne Probleme
nach  Deutschland  gehen  könnten,  dann  würde  das  ganze  System  nicht
funktionieren.

Schluss mit Nützlichkeitsrassismus!
Wir wollen eine Welt frei von Ausbeutung, in Deutschland, in Nigeria, überall



auf  der  Welt!  Eine  Welt  in  der  jede:r  frei  von  ökonomischen  Zwängen
entscheiden kann, wo er oder sie leben will. Doch wie kommen wir dahin?

Für  uns  gilt  es,  an  bestehende  Kämpfe  anzuknüpfen,  um Strukturen  zu
schaffen,  die  Abschiebungen  verhindern  können.  Wir  müssen  die
Selbstorganisation Geflüchteter unterstützen und diese mit den Kämpfen der
Arbeiter:innenbewegung zu verknüpfen. An die Gewerkschaften müssen wir
die  Forderung  richten,  Geflüchtete  aufzunehmen.  Dadurch  wird  ihnen
ermöglicht, für ihre eigenen Rechte zu kämpfen, und es wird verhindert, dass
die  Bourgeoisie  sie  weiterhin  als  Lohndrücker:innen  gegen  deutsche
Arbeiter:innen  einsetzt.

An unseren Schulen müssen wir uns für gerechte und inklusive Bildung für
alle  organisieren.  Es  braucht  Antidiskriminierungsstellen,  die  rassistische
Unterdrückung  bekämpfen,  sowie  die  Aufhebung  der  Segregation  in
sogenannte  „Willkommensklassen“.  Sorgen  wir  gemeinsam  dafür,  dass
keine:r  unserer  Mitschüler:innen  mehr  abgeschoben  wird!

Wir wollen nicht, dass irgendjemand sich in die bürgerliche Ideologie von
Leistungszwang und deutscher Leitkultur integrieren muss. „Desintegriert
euch!“ steht groß an einer Hausfassade in Neukölln geschrieben. Das ist es,
was wir allen migrantischen Arbeiter:innen und Jugendlichen ans Herz legen:
den gemeinsamen Klassenkampf!

Nazi-Angriff  auf  Antifas-  Wie
können wir uns schützen?
Von Brokkoli Bittner, Juli 2024

Es ist Samstag der 6.7. 2024. Du machst dich auf den Weg zum Ostkreuz.
Von dort aus soll es eine gemeinsame Anreise zu einer antifaschistischen
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Demonstration in Berlin-Hellersdorf geben. Kurz nachdem du den Treffpunkt
erreichst,  stürmen  20  Maskierte  auf  dich  und  die  Leute  los.  Sie  rufen
„Kommt her! Ihr wollt doch Nazis boxen!“. Sie haben Schlagstöcke, Reizgas
und Knüppel. Du schaffst es nicht mehr weg zu kommen. Du liegst auf dem
Boden und spürst  eine Minute lang massive Gewalt.  Immer wieder wird
gegen  deinen  Kopf  getreten.  Du   liegst  auf  dem  Boden  und  wirst
Krankenhaus reif geschlagen. Nach dem Angriff gibt es eine Reihe verletzter
Linker. Genau das ereignete sich letzte Woche in Berlin.

Diese Gewalt gegen die Linke und Antifaschisten ist dabei immer normaler zu
werden. Der III. Weg ist im letzten Jahr immer aktiver geworden. Er geht an
Schulen und versucht Jugendliche für seine Jugendorganisation zu gewinnen.
Er übt am heiligsten Tag auf Sportplätzen den Angriff auf Unterdrückte und
Linke. Und der III. Weg übt nicht nur, er jagt uns auch, was der vergangene
Monat mehr als verdeutlicht hat. In diesem gab es bundesweit Angriffe auf
Linke,  vor allem in Berlin.  Es lässt  sich auch damit  rechnen,  dass diese
Angriffe nicht weniger werden.  Letztes Jahr hat der III. Weg versucht, den
CSD in Berlin anzugreifen. Dieses Jahr hat er schon Gegenaktionen zum CSD
in Dresden organisiert  und es  lässt  sich auch davon ausgehen,  dass  sie
wieder versuchen werden,  den CSD in Berlin  anzugreifen.  Das allein  ist
schon beängstigend genug, aber es kommt dazu, dass der III.  Weg noch
gefährlicher ist  als  letztes Jahr.   Während vor einem Jahr die Nazis  mit
blanken Fäusten Queers klatschen wollten, sehen wir, dass die Nazis nun
auch bewaffnet sind. Siehe zum Beispiel den Angriff am Samstag. Doch wie
können  wir  uns  vor  diesen  Angriffen  schützten  oder  sie  gar  für  immer
verhindern?

Selbstverteidigungsstrukturen aufbauen!

Es ist wichtig zu wissen, dass der Staat niemanden davon abhalten wird,
Linke  oder  Unterdrückte  zu  schlagen.  Denn  genau  dieser  Staat  lässt
Unterdrückte und Linke täglich seine Gewalt spüren: Wenn er auf unsere
Demos einprügelt oder uns aufgrund unserer Hautfarbe ermordet. Warum
sollte  dieser  Staat  uns  also  jetzt  beschützen?  Das  zeigt  der  Angriff  am
Samstag auch noch mal. Während Linke kassierten haben, haben die Cops
zugeschaut. Doch wenn der Staat uns nicht schützt, dann müssen wir es



selber tun. Das heißt aber nicht,  dass wir uns alle individuell  eine Dose
Pfeffer  Spray  kaufen  und damit  sicher  sind,  sondern  vielmehr,  dass  wir
Strukturen aufbauen für Selbstverteidigung. Diese Strukturen müssen lokal,
also an Schulen, Unis und Betrieben aufgebaut werden, denn das sind die
Orte wo wir unseren Tag verbringen und wo wir auch angegriffen werden
können. Vor allem Schulen sind hier wichtig, da wir wissen, dass der III. Weg
gerade immer wieder versucht, dort Leute zu erreichen durch Infostände und
das  Verteilen  von  Flugblättern.  Auch  um  solche  Verteil-Aktionen  zu
unterbinden, sind diese Strukturen wichtig. Diese Strukturen müssen auch
von der Gewerkschaft aufgebaut werden, denn diese sind der Kontakt in die
Betriebe. Außerdem sind ihre Mitgelder eher von rechten Angriffen bedroht,
denn Faschos wollen nicht, dass wir uns zusammen schließen und die Krisen
sozial bekämpfen- ein Potenzial, das vor allem Gewerkschaften haben. Und so
ist  es  auch die  Verantwortung der  Gewerkschaften,  dass  ihre Mitglieder
geschützt  werden.  In  diesen  Selbstverteidigungsstrukturen  muss  es
kostenfreie Selbstverteidigungs-Kurse für jede:n geben. Es muss aber auch
die Möglichkeit geben, dass diese Strukturen bei Angriffen schnell da sind,
um uns und andere verteidigen zu können. Diese Strukturen sind es auch, die
bei  Demonstrationen  wie  der  Demo  am Samstag  oder  dem CSD rechte
Angriffe abwehren und die Demo schützen können.

Selbstverteidigungsstrukturen sollten keine Jagd auf den III. Weg machen.
Denn klar ist, dass wir nicht einfach jeden Fascho verhauen können bis der
Rechtsruck endet. Jeder Angriff auf Nazis ist auch ein Risiko für uns und
dieses Risiko zu akzeptieren macht nur Sinn, wenn der Gewinn es wert ist.
Doch mit 5 gebrochen Nazi-Nasen allein ist niemanden geholfen.

Ein  Ende  der  Angriffe  wird  es  erst  geben,  wenn  die  Rechten  politisch
geschlagen wurden. Doch wie tun wir das?

Dafür müssen wir  verstehen warum die Rechten aktuell  so  einen Zulauf
haben.  Hier  sehen  wir,  dass  vor  allem  in  der  sozialen  Krise  Rechte
profitieren. Denn dann schaffen es die Rechten, den Leuten glaubhaft zu
machen, dass nicht der Kapitalismus das Problem ist, sondern der Migrant
neben dir. In ihrer Logik sind Menschen arm, weil andere arme Menschen,
z.B. Migrant:innen oder Arbeitslose, Sozialleistungen empfangen. Aber es ist



nicht  der  Migrant  wegen  dem  wir  zu  wenig  Geld  haben,  sondern  der
Kapitalist, der sich den Profit, den wir produzieren, in seine Tasche steckt,
anstatt ihn der Gemeinschaft zugutekommen zu lassen. Das verschweigen die
Rechten aber. Sie wollen nicht, dass wir fragen, warum wir von unseren
Bossen beklaut und ausgebeutet werden, sondern wollen uns verkaufen der
Migrant sei schuld. Diese Lügen gilt es als aufzudecken. Es braucht eine
Einheitsfront aus Gewerkschaften, Linkspartei und SPD die genau das tut,
denn sie sagen ja, dass für sie der Kampf gegen Rechts so wichtig sei. Dann
sollen sie endlich gegen die soziale Krise kämpfen indem sie die Reichen
dafür zahlen lassen. Es sind diese Organisationen, sowie die Jugend und alle
Unterdrückten,  die  wenn  sie  sich  zusammen  tun,  etwas  gegen  den
Rechtsruck tun können. Das Wichtigste dabei  bleibt:  ein richtiger Kampf
gegen  Rechts  ist  ein  Kampf  gegen  das  System,  was  den  Rechten  den
Nährboden gibt.

Lasst uns also gemeinsam dafür kämpfen, dass es keine weiteren rechten
Angriffe gibt. Lasst uns den Rechten das Handwerk legen.

Wahlen in  Frankreich –  Scheiß
auf  Volksfront,  Jugend  in  die
Offensive!
von Flo Weitling, Juli 2024

Vorgestern fand der erste Wahlgang bei den Neuwahlen des französischen
Parlaments statt. Aus dieser ging Le Pens RN als stärkste Kraft hervor. Wie
in  den meisten Ländern Europas  aber  auch weltweit,  ist  dass  einer  der
Ausdrücke des vorranschreitenden Rechtsrucks in Folge der Führungskrise
der Arbeiter:innen. Doch was können wir als Jugendliche dagegen tun?
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Demokratie oder Faschismus?
Nach  dem immensen  Erfolg  des  Rassemblement  National  (RN,  deutsch:
Nationale  Sammlungsbewegung)  bei  den  EU-Wahlen  letzten  Monat,
beschloss noch am selben Tag der französische Präsident Emanuel Macron
die Auflösung des Parlaments und somit Neuwahlen.

Kurz darauf bildete sich ein linkes Bündnis aus der linkspopulistischen La
France Insoumise,  den bürgerlichen Arbeiter:innenparteien (Sozialistische
und Kommunistische Partei) und den französischen Grünen, die zwar linker
als die deutschen, aber trotzdem eine kleinbürgerliche Partei sind. Unter
dem  Banner  der  „Neuen  Volksfront“  (Nouveau  Front  Populaire,  NFP)
schließen sie an eine Taktik an, die schon 1936 kläglich gescheitert ist. Doch
warum ist das so?

Der  Zusammenschluss,  will  unter  dem Motto  „Alles  gegen  den  RN“  die
politische Krise Frankreichs herunterbrechen auf die Frage von „Demokratie
gegen Faschismus“. Das zeigt sich auch daran, dass sie nun ankündigten in
den  Wahlkreisen  wo  sie  hinter  den  Liberalen  liegen,  ihre  Kandidatur
zurückzuziehen und somit ganz offen Macrons Bündnis zu unterstützen. Das
hat den Zweck, dass „keine einzige Stimme an das RN geht“. Wie richtig es
auch ist  sich den Rechten entgegenzustellen,  kann dieses Bündnis deren
Aufstieg nicht verhindern. Das erkennt man auch schon ganz praktisch am
Programm der Volksfront selber. Denn selbst ohne die offenen bürgerlichen
Parteien bereits im Boot zu haben, ordnen sie sich dem Imperialismus unter,
so in der Frage der Wiederaufrüstung oder selbst der Aufrechterhaltung der
kolonialen Herrschaft über Kanaky (Neukaledonien). Ihr Ziel ist es dabei im
Parlament zusammen mit Macrons Liberalen (welche in der ersten Runde
hinter der NFP und dem RN liegen) ein Bündnis aufzustellen um somit eine
RN-Regierung zu verhinden. Doch selbst wenn ihr Plan aufgeht, stellt sich
die Frage was sie damit bewirkt haben? Werden die Arbeiter:innen nicht
mehr  ewig  schuften  müssen  bis  sie  in  die  Rente  können?  Werden
Migrant:innen weniger rassistisch angegangen werden und wir Jugendlichen
Geld für unsere Billdung haben? Wird die Kriegstreiberei ein Ende finden?
Die Antwort ist Nein, denn die Taktik der Volksfront bekämpft eben nicht die
Ursachen, welche den Aufstieg der Rechten begünstigen.



Denn der Kampf gegen Rechtsruck und Faschismus kann nie ein Kampf mit
sondern nur gegen die Kapitalist:innen, ihre Parteien und ihre Ordnung sein!
Denn ihr System ist es, welches erst die Bedingungen für den Aufstieg des
Rechtspopulismus bis hin zum Erstarken von offen faschistischen Kräften
schafft. Sich ihnen in einem „Kampf gegen den Faschismus“ unterzuordnen
heißt unsere Kampfkraft abzugeben und die Lösung des Problems faktisch zu
verhindern.

Denn die geballte Stärke der Jugend und Arbeiter:innenklasse ist  es,  die
durch Streiks, Besetzungen und Aufstände, bis hin zu einer Revolution, die
Überwindung der Probleme erreichen kann. Den Rechtsruck aber auch das
was diesen erst geschaffen hat, wie die hohen Lebenserhaltungkosten oder
ganz generell die tägliche Ausbeutung und Unterdrückung.

Wenn wir jedoch den Illusionen der netten Fratze der Diktatur des Kapitals,
also  der  „Demokratie“,  hinterherrennen,  kann  unser  Kampf  kein
erfolgreicher sein! Denn der demokratische Staat ist es, der unsere Armut,
Ausbeutung und Unterdrückung aufrechterhält. Der demokratische Staat ist
es der Kriege führt und Genozide unterstützt. Der demokratische Staat ist es
der uns abschiebt und durch seine Handlanger, die Polizei, ermordet. Der
demokratische Staat ist es, der uns bis zum Zusammenbruch arbeiten lassen
will, damit er auf dem Weltmarkt besser konkurrieren kann. Wenn wir also
den demokratischen, bürgerlichen Staat und die Ordnung die er aufrecht
erhält wählen, wählen wir nicht das kleinere Übel sondern schaufeln fleißig
weiter  unser  eigenes  Grab!  Denn  die  Leute  haben  die  bürgerliche
Demokratie und ihre Politik, ob von Macron, Biden oder Habeck, satt und
zwar völlig zu Recht!

Der ganze Aufstieg der Rechten ist letztendlich auch ein Ausdruck davon,
dass die Organisationen der Arbeiter:innenklasse den Kampf gegen diese
Ordnung, an der nicht die Rechten die schlechten Stellen sind, sondern die
als ganzes ein Übel ist, nicht konsequent geführt haben. So haben wir es bei
den  Rentenreformen  gesehen,  wo  die  großen  Gewerkschaften  und
linkspopulistischen sowie reformistischen Parteien notwendige und mögliche
Generalstreiks  verhindert,  den  Kampf  in  die  Bahnen  des  Parlaments
verschoben  und  somit  geschwächt  haben.



Was braucht es dann?
Anstatt mit bürgerlichen Kräften zu liebäugeln und am liebsten zusammen
mit Macron eine Regierung zu bilden, braucht es einen Zusammenschluss
der  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  zu
einer  Einheitsfront,  welche  die  geballte  Kampfkraft  der  Jugend  und
Arbeiter:innen  entfesselt.  Dabei  müssen  wir  als  Revolutionäre  die
Jugendlichen  und  Arbeiter:innen  von  den  Illusionen  der  reformistischen,
bürgerlichen Arbeiter:innenparteien wegbrechen und für ein revolutionäres
Programm gewinnen. In einem gemeinsamen Kampf gegen und nicht mit
dem Klassenfeind!

Die spontanen Proteste nach der Europawahl und auch nach den Neuwahlen
zeigen das Potenzial für eine Bewegung welche diesen Kampf führen kann.
Wir als Jugend müssen in diesen Kämpfen eine militante und führende Rolle
einnehmen,  was in  den letzten Jahren schon teilweise  passiert  ist.  Doch
darauf  müssen  wir  akt iv  ausbauen  und,  im  Bündnis  mit  der
Arbeiter:innenklasse, den Umsturz des Systems vorrantreiben! Auch in der
Jugend selber müssen wir die Überzeugung festigen, dass eine revolutionäre
Perspektive notwendig ist um unsere Probleme zu lösen.

Um das zu tun müssen wir uns organisieren, an unseren Schulen sowie in
Unis und Betrieben. Wir müssen die Orte an den wir uns täglich aufhalten
zur Agitation nutzen und Organe wie Schul- und Unikomitees schaffen. Diese
können auch langfristig den Grundstein der Selbstverwaltung legen, die eine
Ordnung nach dem Zerschlagen des bürgerlichen Staats  braucht.  Darauf
aufbauend müssen wir Schul- und Unistreikkomitees initiieren, um unseren
Kampf  zu  organisieren  und  als  geballte  Front  den  Rechten  und  den
Kapitalist:innen entgegenzutreten!

Um diese Arbeit zu koordinieren und zum Erfolg zu führen braucht es eine
unabhängige Jugendorganisation die diesen Kampf vorrantreibt.  Sie muss
international den kämpfenden Jugendlichen eine revolutionäre Perspektive
aufzeigen und dabei den Aufbau einer Jugendinternationale anstreben. Die
Organisierung  der  Jugend  in  Europa  und  Weltweit,  über  die  nationalen
Grenzen hinaus, ist notwendig, denn wir uns muss klar sein: Genauso wie die



Arbeiter:innen, hat die Jugend kein Vaterland und kann nur international
organisiert siegen!

Wir fordern:

Schluss mit der Volksfront! Es braucht eine Einheitsfront der Jugend und
Arbeiter:innenklasse!
Nieder mit Macron – Nieder mit der RN! Für ein revolutionäres Programm der
Jugend und der Arbeiter:innen!
Aufbau von Schul- und Unikomitees sowie einer schlagkräftigen Bewegung
gegen die Angriffe der Kapitalist:innen und den Aufstieg der Rechten!
Für den Aufbau einer Jugendinternationale!

Ein neues Wir-Gefühl – mit dem
Klassenfeind?
Von Maximilian Macht und Felix Ruga

Menschenmassen mit Deutschlandfarben im Gesicht bemalt oder schwarz-
rot-goldene  Mützen  oder  Fahnen  sieht  man  nicht  nur  bei  den  vielen
organisierten Public Viewings, sondern auch in Restaurants, Kneipen oder
Spätis, wo die EM-Spiele übertragen werden. Falls ein Tor fällt oder das
Spiel  gewonnen  wird,  hört  man  lautstark  den  Namen  des  Landes  und
vielleicht gibt’s sogar am Ende ein Autokorso oder ein Feuerwerk. In der
Halbzeit  kommen dann die  Tagesthemen,  in  denen es  darum geht,  dass
Scholz  es  jetzt  mit  aller  Gewalt  versucht,  doch  noch  Abschiebungen  in
„sichere“ Drittstaaten zu ermöglichen. Oder Pistorius erklärt uns, dass es mit
der Kriegstüchtigkeit endlich mal vorwärts gehen müsse, damit Deutschland
„Verantwortung übernehmen“ kann.
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Die meisten in der radikalen Linken werden sich verständlicherweise von
Fanzonen  und  einem  Check24-Trikot  fernhalten.  Aber  wie  sollten  wir
politisch  dazu  stehen  und  welche  Fragen  wirft  das  für  uns  auf?

Endlich unverkrampft
Bis noch vor gar nicht allzu langer Zeit hatte es noch etwas Anrüchiges,
wenn man stolz die schwarz-rot-gelbe Fahne im Garten stehen hatte oder
sich damit einhüllte. Das war eher etwas, was man mit rechtem Gedankengut
verbunden hat, und sicherlich hat es auch heute noch was davon, auch wenn
es sich ändert. Denn mit der Wiedervereinigung, dem damit verbundenen
nationalistischen  Taumel  und  der  Neuausrichtung  des  deutschen
Imperialismus  wurde  hier  eine  Bresche  geschlagen,  und  das  hat  das
„Sommermärchen“,  also  die  Fußball-WM  2006  in  Deutschland,  vollends
normalisiert.  Damals  wurde  voller  Begeisterung  von  Presse  und  Politik
verkündet,  dass man nun endlich wieder ohne politische Hintergedanken
patriotisch und stolz auf Deutschland sein dürfe. Bei diesem Gefühl hat zum
einen  der  millionenfach  verkaufte  Deutschland-Merch  von  Fähnchen  bis
Autospiegelüberzieher eine große Rolle gespielt, aber auch das erstmalige
Aufkommen von  großangelegten  Public  Viewings,  bei  denen  man  in  der
Sonne mit seinen Freund:innen, der Familie und hunderten anderen Leuten
das Spiel geguckt hat und so eine Volksfest-Stimmung aufgekommen ist.

Und das ist mit Sicherheit auch der größte Reiz, weswegen internationale
Fußballturniere  so  massenhaft  die  Menschen  bewegt:  Es  entsteht  ein
Gemeinschaftsgefühl, denn alle sind jetzt hier auf der gleichen Seite, nämlich
„für  Deutschland“.  Wenn man mal  kritisch nachfragt,  werden viele  auch
erstmal sagen, dass es dabei vor allem darum geht, dass man halt gemeinsam
die Fußballmannschaft („unsere Jungs“) unterstützt. Aber auch, dass es halt
normal sei oder sein sollte, dass man „sein Land“ unterstützt. Und sowieso
ruft man ja auch nicht „Olé DFB!“, sondern „Deutschland, Deutschland!“.
Auch wenn es für Viele in erster Linie ein spaßiges Event zu sein scheint,
normalisieren  und  verbreiten  sich  damit  nationalistische  Annahmen  von
Zugehörigkeit und „wir gegen die“.



Nationalismus und seine Funktion
Nationalismus  schafft  ein  verfälschtes  Gemeinschaftsgefühl  von  Familie,
Heimat  und  dessen  „Schutz“.  In  der  Realität  sind  das  aber  höchst
widersprüchliche  Dinge  und  mit  Sicherheit  nicht  die  wohlig-weichen
Gemeinschaften,  wie  sie  von  bürgerlicher  Seite  gemalt  werden:  In  der
Familie  reproduziert  sich  die  Unterdrückung  von  Frauen,  von  queeren
Menschen  und  von  Jugendlichen.  „Das  Heimatland“  wird  bestimmt  und
kontrolliert durch das Kapital und seinen Staat und damit auch sicherlich
nicht „unser Land“. Und „Schutz“ eben dieser bedeutet meist Angriff auf
äußere und innere „Feinde“, also Krieg und Repression. 

Dennoch  spielen  diese  Vorstellungen  eine  sehr  wichtige  Rolle  für  den
Kapitalismus, nämlich als eine ideologische Grundlage der Verblendung und
Ausbeutung, um seine Existenz zu sichern. Nationalismus zu stärken ist in
Krisenzeiten  vom  Kapitalismus  eine  wichtige  Technik  des  bürgerlichen
Staates,  denn  die  „notwendigen“  Sparmaßnahmen,  kriegerischen
Entbehrungen  und  Angriffe  auf  die  demokratischen  Rechte  müssen  ja
irgendwie gerechtfertigt werden, da sie offensichtlich gegen die Interessen
der großen Mehrheit der Gesellschaft, der Arbeiter:innenklasse, stehen. Also
sagen Staat und Kapital: „Schaut her, wir sind doch alles Deutsche und wir
müssen nun gemeinschaftlich die Interessen Deutschlands vertreten“, was
zuverlässig immer bedeutet, sich den Interessen des Staates und des Kapitals
unterzuordnen, indem man sich den „Notwendigkeiten“ der internationalen
Konkurrenz ergibt. Letztendlich geht es darum, die Arbeiter:innenklasse in
solchen  Momenten  ideologisch  zu  integrieren  und  zu  spalten,  ob  durch
Rassismus, Sexismus oder Anderem, um diese verstärkt auszubeuten. Das
Kapital versucht also, reelle Gemeinschaften und Solidarität mit Mystischen
zu ersetzen.

Rassisten und ihre Widersprüche
Für die Spieler ist es ein Moment, in welchem sie sich als nationalistisches
Aushängeschild des Staates hergeben müssen,  um im Wettbewerb gegen
andere zu gewinnen. Für diesen Wettbewerb stellt der deutsche Staat seinen
Rassismus momentan beiseite, um nicht-weiße Spieler für sich spielen zu



lassen, um dann kurz davor wieder Rassismus als Wahlkampfthema Nummer
eins  zu  verwenden.  Deutlich  wird  dies  durch  die  Kommentare  von  Olaf
Scholz,  welcher  vor  einiger  Zeit  forderte,  wieder  „im  großen  Stil
abzuschieben“. Gleichzeitig seien die Spieler „alles Deutsche“ und „unsere
Jungs“, um ein Zeichen gegen den Rassismus jener 30 % zu setzen, welche
sich  laut  einer  Umfrage  der  ARD  wünschten,  weniger  Menschen  mit
Migrationshintergrund in der Nationalmannschaft zu haben. Problematisches
Verhalten von Fans im Kontext von „Wir gegen die“ schlägt nicht selten in
offenen Rassismus um, wenn nun ein Spieler die „Frechheit“ hat, bei der
Nationalhymne  nicht  mitzusingen  oder  schlichtweg  nicht  wie  erhofft
performt,  oder  ein  anderer  Fan  die  falsche  Fahne  mit  sich  trägt.

Mit dem internationalen Rechtsruck ist ein Anwachsen von Nationalismus für
Rechte  vorteilhaft,  und  die  EM  kommt  dort  sehr  gelegen.  Denn  auch
innerhalb  des  bürgerlichen  Lagers  gibt  es  einen  Kampf  darum,  welche
konkrete Bedeutung nun der deutsche Nationalismus haben sollte. Liberale
sprechen  davon,  dass  Deutschland  ja  jetzt  zeigen  könnte,  wie  offen,
gastfreundlich und tolerant es sei, und dass das sei, was man meine, wenn
man „stolz auf Deutschland“ ist. Ausdruck dessen sollte auch das neue, pinke
Ausweichtrikot sein, das laut dem ehemaligen DFB-Geschäftsführer Bierhoff
„den  Nerv  der  Kids“  treffen  sollte,  also  gewissermaßen  dem  etwas
angestaubten Nationalismus neuen Lack verleihen. Die Rechten sehen das
natürlich anders: Nicht nur gab es online schwere Wutausbrüche wegen des
Trikots, was als „unmännlich“ wahrgenommen wird. Die AfD will den Pride
Month zum „Stolzmonat“ umdeuten und dieser fällt dieses Jahr in die EM.
Maximilian Krah sagte deshalb, dass der Stolzmonat das „Gegenmodell zum
Pride Month, zur Pride EM, zum Regenbogen“ sei.

Was machen wir daraus?
Aus all dem sollte klar geworden sein: Diesen nationalistischen Taumel zu
jeder WM und EM sollten wir kritisieren und ablehnen. Aber es macht dabei
keinen  Sinn,  uns  über  die  einzelnen  Fans  zu  erheben  und  dafür  zu
maßregeln,  denn  die  Allermeisten  gehören  zur  Arbeiter:innenklasse  und
haben  den  nachvollziehbaren  Wunsch,  in  einer  widersprüchlichen  und



unterdrückerischen Gesellschaft etwas Gemeinschaft zu erleben und einfach
für ein paar Stunden eine gute Zeit zu haben, auch wenn man dabei als Linke
ziemlich Bauchschmerzen haben dürfte. Im privaten Umfeld kann es auch
durchaus sinnvoll sein, etwas kritische Reflexion anzustoßen. Auf politischer
Ebene sollten wir aber selbstverständlich dagegen agitieren, wenn dies in
rassistischen oder sexistischen Angriffen mündet – sei es von Fans oder der
Regierung, die die EM-Stimmung als Rückendeckung missbraucht.

Vielmehr macht es eine Frage für fortschrittliche Kräfte auf: Wie können wir
selbst kollektive Erlebnisse der Gemeinschaft schaffen? Neben massenhaften
politischen Aktionen können solche Dinge wie Fußball dabei sogar eine Rolle
spielen: Denn Fußball ist gewissermaßen ein Sport der Arbeiter:innenklasse,
ein Massensport mit Vereinsstrukturen mit 7 Millionen Mitgliedern allein in
Deutschland.  Fußball  hat  erst  so  eine  große  gesellschaftliche  Relevanz
bekommen, als die Arbeiter:innen sich den 8-Stunden-Tag und höhere Löhne
erkämpft haben, denn so war nach der Arbeit Zeit, zum Training zu gehen
und samstags zum Spiel. Man muss sich dafür nur mal angucken, wann die
meisten großen Vereine gegründet wurden.

Andererseits ist der Fußball fest unter der Kontrolle des Kapitals. Dagegen
müssen wir auch kämpfen, um uns den Fußball wie den Sport allgemein
zurückzuholen. Hierbei macht es zum einen Sinn, uns die Geschichte der
Arbeiter:innensportvereine  ins  Bewusstsein  zu  rufen,  aber  auch  als
klassenbewusste  Jugendliche  und  Arbeiter:innen  organisiert  in  den
existierenden  Vereinen  und  Verbänden  zu  wirken,  dabei  den  Sport  zu
politisieren,  zu  demokratisieren  und  den  Einfluss  des  Kapitals
zurückzudrängen. Letztendlich muss es gesellschaftlich darum gehen, den
Breitensport  gegenüber dem Spitzensport  zu fördern,  zu verallgemeinern
und für weite Teile des Proletariats überhaupt erst zu ermöglichen. Damit
würde  auch  den  Spitzenwettbewerben  gänzlich  ihr  Charakter  als
unerreichbare und vergötterte Ereignisse verloren gehen. Somit könnten wir
diesen passiven Konsumnationalismus des Fernsehschauens ersetzen durch
echte und erlebte Gemeinschaft, was letztendlich nur durch die Überwindung
der gesamten Ausbeutergesellschaft vollends möglich wird!


